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&undel und Induftrte (mi Inden a 
„Dalberg hat nachgemiefen,. daß die Kehmung er Unmögtichteit de 
 Ausbalanzierung des Reichsetats) fall ift, und daß es doch ein 
Rettung aus diefer, Not gibt. Und zwar Iiege Be Rettung i in einem 
 fheinbaren Nebel, in ber Gelbentwertung.' N 


Das Frandelsmujeum (Wien): Pe 

5m diefer reichhaltigen und wohldnehbachten Schrift wird. die große 
finanzielle Erleichterung, die. dem Dentfhen Reich (und andern Staaten 
mit zerrütteter Währung) duch Geldentwertung und ‚Preisfteigerung 
geboten wird, im. einzelnen. dargelegt. — ‚Der u. a, von Bendiren 
. empfohlene ungehenerlihe Plan, die Kriegsanleihen duch Papiergeld 
. abzulöfen, wird. als ‚Selbftmord aus Furcht von dem Tod‘ mit Recht 
 zurücigewiefen, — Recht bemerkenswerte. Sufammenhänge zwifhen 
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a Die. Schrift on als ee Dauftellung der ‚geg enwärtigen 
' MWährungsnot. beftens empfohlen werden, — Durdaus richtige Au 
> der a und | nn Be Be Dorfclägen. 
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. Vorwort. 


Die Vorschriften des Friedensvertrages find häufig unklar 
und laffen mehrfache Deutungen zu; jo auch die Irtifel, die die 
Liquidation der in Ddeutihen Belit befindlichen ausländiichen 
Wertpapiere betreffen, &3 war daher geboten, hier aufflärend 
zu wirken, zumal es jih hier um außerordentlich Hohe Werte 
handelt. | 

Sn den nachfolgenden Ausführungen wurde e3 vermieden, 
irgendwie politiich zu Dem Kriedensvertrag Stellung zu nehmen; 
e3 wurde vielmehr immer berüdfichtigt, daB eine wirtichaftliche 
Verständigung mit unjern Gegnern ficy nur bei loyaler Dur): 
führung des Sriedensvertrages ermöglichen laßt. 


Der Berfajjer. 


Suhalt. 
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Einleitung, 


| St i 

Die Liquidation des deuten Auslandsvermögens. 

Die deutihe Friedensdelegation hatte dagegen Einiprud 
erhoben, daß das PBrivateigentum deutjcher Staatsangehöriger 
tm Ausland dazu verwendet werden Sollte, die Verpflichtungen des 
Deutjchen Reichs damit zu erfüllen, Sie hatte in3befondere auf 
das Urteil des höchiten engliichen Gerichtshofes, des Houfe of 
Rords, vom 25. Sanuar 1918, jowie auf das befannte, gqrund- 
faßliche Urteil de8 Neichsgericht3 vom. 26. Dftober 1914 binge- 
tpiejen, in dem das feindliche Brivateigentum während des Krieges 
al3 in Deutichland fortbeitehend anerfannt wurde. Daraufhin 
haben jedoch die Alliierten und Afloziierten eriwidert, daß die 
Rajten, die in Zukunft von dem Deutichen Neiche zu tragen jeien, 
fo groß fein würden, daß die gegenwärtigen Hılfsquellen Deutich- 
lands nicht ausreichten, um feine Verpflichtungen zu erfüllen. 
Deutichland müßte daher feinen ganzen Ausland3beiik opfern, um 
den Yahlungsverpflicdtungen des Reiches nachfommen zu fünnen. 

Bu Ddiefem Auslandsvermögen gehört nach der Meinung der 
Entente auch der in Deutschland befindliche Befit ausländiicher 
MWertpapiere!). Nach den Ausführungen der Alliierten und Alfjo- 
‚zitierten 1ft der rehtlihe Si eines Wertpapiere nicht Dort, wo 
e3 fich gerade befindet, fondern an dem Drt, vo die betreffende 
Gefellichaft iit. Deswegen heißt e$ auch im $ 10 der Anlage zu 
Teil X Abichnitt IV: 

Unter diefe Güter, Rechte und Intereflen im Gebiet der be- 
treffenden alliierten und afjoziierten Macht fallen au Aktien, 
Schuldverfhreibungen oder jonftige Wertpapiere aller durch Die 
Gefeßgebung diefer Macht zugelafjenen Gejellichaften. 
| Auch Deutichland hatte während des Krieges dieje Anjchaus 
ung vertreten und deutihe Wertpapiere alliterter und aljoziierter 
Staatsangehöriger für befhlagnahmt erklärt, auch wenn jte jid) 


1) Ehenjo Sfay Seite 51; a. M. Goldihmidt, Geite 49. 


hi in N Serkiklane en &s nt Be. a Ur unde: 
I Aufgebot ausgelchloffen und neue Urkunden ausgeftellt. u 
00 Auf Grund diefer Nuffaffung fönnen die Alliierten : 
0 Mantelnote IX hf. 5 behaupten: „sunerhalb des Reiches 
Die alliierten und afjoziierten Mächte ein Vorrecht nur Hinft 
..2..Des Belißes Lmd. Der Hilfsquellen Des Neiches. und ‚peu den 
ER eg anien beaniprudt.”“ 
| Zum Bivede der Durchführung ns Liquidation hat Deut ; 
a, ob die Wertpapiere den Alliierten und Affoziierten binner 
6 Monaten zu übermitteln. Daher hat die Regierung am 12, Apri. 
eine Befanntmachung erlaffen, in der fie die bevorftehende 
 djlagnahme der Wertpapiere angefündigt, zugleich aber nur 
| bejchräntte Entihädigung, nämlich höchitens Die Kurje 
. 10, Sanuar 1920, in Ausficht gejtelt hat. Dieje Nachricht I 
‚eine große Erregung hervorgerufen, da fie nicht jcharf gefaßt 
amd desivegen den Umfang der Beichlagnahme nicht Flar bezeich 
bat, und außerdem Die angekündigten Mabregeln über die 
Ihadigung einfadh eine Klonfisfation daritellten. A 
Aus dem Kolgenden wird ji) ergeben, daß der mia [5 
Beichlagnahme nicht Io weit zu fein brauchte, wie nad) diefer Nad)- 
richt Ichien, und daß der Standpunkt der Regierung hinfichtlich d Sa 
.. Entihädigungsfrage nicht gerechtfertigt war. N 
le Der größte Teil der feitverzinslichen ausländischen. Ber 
00.0... Hapiere ift allerdings bereits früher — gegen angemejjene Ent 
- Schädigung — beichhlagnahmt worden. Diesmal handelt es fi 
0 hauptjächlid um Stolonialpapiere und nicht jeltoer alu 2 
ln a IDERDEETIE, | 
ao. Hat Sn, | 
ee | Anslegungsregeln, 
ee Die Liquidation des deutfhen Vermögens ift, me 08. ik 
0... 0.auf dem Gebiete der Alliierten und Affoziierten befindet, in de 
“., Aciitel 20970) nerenelt. : Die näheren Vellimmungen zur Aus 
führung Diefer Liquidation ind in der Anlage zu Artitel 2) 
enthalten. 
| Die Liquidation des deutichen Vermögens in. Kufzland 
China, Deiterreich - Ungarn, Bulgarien und der Türfei iind. im 
Artikel 260%) geregelt. ® 
,. Schlieklid) finden fi) noch einige weitere Liauibationsvar 
Schriften im Artikel 156%) und 145%), an 
- Eine ausführlicge Regelung der ann it nur im Ar. . 
| tifel 297 gegeben. Die anderen Vorjehriften jind nur furz und 


1) |. den in der a wiebergegebenen Text de3 Sriebensbertrages 


RT 

erganzungsbedüritig. Zu ihrer Auslegung muß man daher den 
rtifel 297 mit heranziehen. So ilt 3. B. der Berjonenfreis im 
Artikel 297 dahin beftimmt, daß iowohl deutiche Staatsangehörige 
al3 auch von ihnen fontrollierte Gejellihaften darunter fallen. 
Sm Artifel 260 3. DB. ift nur fchlehthin von deutjchen Staats» 
angehörigen die Nede. Der Sinn des Artikels 260 ift jedoch dahın 
zu interpretieren, daß unter dem Begriff „der deutfche Neichs- 
 angehörige" die im Artikel 297 b bezeichneten Berjonen zu fallen 
jind, da derjelbe PBerjonenfreis getroffen werden jollte wie im 
rtitel 297. Ergibt ji) hieraus eine ‚Erweiterung des Liqu- 
dationsrechtes, jo erhält man bei anderen Schlußfolgerungen aus 
Diejer Negel eine Beihranfung. 


Bür die Auslegung der einjhlägigen Vorjchriften it ferner 
von großer Bedeutung, welche Stellung die Anlage, insbelondere 
der 8 10 im Verhältnis zu dem Artikel 297 hat. 


Tach) 8 10 der Anlage hat Deutichland binnen jeh8 Monaten 
jeder alliierten und affoziierten Macht alle in Händen feiner An- 
gehörigen befindlichen Wertpapiere zu übermitteln, foweit fie ji) 
_ auf Gejellihaften beziehen, die von diefer Macht zugelafjen find. 
Der Wortlaut diefes Paragraphen ergibt jchon, daß damit nur 
eine Hebermittlung zum Zivede der Durchführung der Liquidation, 
nicht eine Erweiterung des Umfanges der Liquidation angeordnet 
werden jol. Die Liquidation wird einzig und allein in dem Ir 
tifel 297 geregelt. Die Anlage enthält nur die Beftimmungen 
über ihre Durhführung, NAusführungsbeitimmungen, 


Hätte man Dur} 8 10 der Anlage den Umfang der Beichlag- 
nahme regeln wollen, jo hätte man dieje Beitimmung in den Ar 
tifel 297 und nicht in die Anlage einschalten müflen. Liejt man 
‚ihn dagegen im Zulammenhang mit der Anlage, jo muß man zu 
dem Ergebnis fommen, daß e8 jich hier um ein Hilfsmittel zur 
Durhführung der Beihlagnahme handelt. | 


Zu demjelben Ergebnis fommt man auch, wenn man den 
Notenmwechlel zu Diejer Trage jtudiert. In der Mantelnote vom 
16. Suni 1913 führen die Alliierten unter VI 1 aus: 

„Die Ieote vom 22, Mai behandelt den S 10 der Anlage zu 
Abjehnitt 4 betreffend die Aushändigung von Verträgen, Be- 
jcheinigungen und anderen Urfunden über Eigentum, das in alli 
ierten und affoziierten Ländern gelegen ilt. Sinfichtlich Diefer Aus- 
bändigung haben Die alliierten und allogtierten Mächte lediglich 
ein anderes Verfahren eingeichlagen als das von Deutichland in 
ähnlichen Sällen angewandte. Der Grundjaß it der nämliche. 
Sn ahnlichen Fällen der Liquidation alliierten N bän- 


\ 


4 
\; 


Digte Deutthland den deutfchen Heirhäandehnigen oder Te 
Staatsangehörigen neue Urkunden oder Bejheinigungen aus, moH 
ducch die alliierten Staatsangehörigen von den in Trage ftehenden er 


‚Gefelli haften oder Vereinigungen ausgeichloffen wırrden. 


Die Alliierten haben e3 bei der Liquidation deuticher Be 
teiligungen an alliierten Unternehmungen für angebradter ge- 


halten, von Deutichland Die unmittelbare Aushändigung der 


Cigentumsverträge und -Urfimden, die fid in Sänden von 
Deutjchen befinden, zu verlangen.“ Sr 


Aus diefer Neuerung geht Klar hervor, daß nad) ber Mei 


rn der Alliierten der $ 10 nur den Modus der Beichlagnahme Hr 


betrifft, nicht den Umfang, daß er den Umfang der Sa 
nit abgrenzt, jondern vorausfegt, 


E3 wäre ja auch finnlos, wenn die deutjche Nregierung die 
Wertpapiere auch für die Kander befchlagnahmen müßte, die eine 
Liquidation gar nicht wünfchen. Eine Solche Maßregel wäre eine 
ziwedloje Schifane, 


Dagegen, daß der $ 10 die Beichlagnahme Ichlehthin an- 
ordnet, Ipriht noch, daß unter ihn alle im Befit von Deutien 
befindliden Wertpapiere fallen, während fonit der Beichlagnahme 
nur Die im Nugenblif der Natififation im Eigentum eines 
Deutichen jtehenden Werte unterliegen. &3 it nıdt anzunehmen, 
daß die Mlliierten von dem Merkmal des Eigentums für Die 
Beicylagnahme der Wertpapiere abjehen wollten oder daß jie für 
a Beichlagnahme einen anderen Zeitpunkt al3 den der Nati- 
fifation entjcheidend laffen fein wollten, troßdem fie im der 
PMantelnote VI 6 die Natififation als für jeglide Beichlagnahıme 
maßgebenden Augenblict bezeichnet haben. 


Entjeheidend für Diele Auffafiung ilt aber ichlieklich, daß Die 
Uebermittlungspflicht nit nur für Wertpapiere befteht, fondern 
nadı Sat 1 des 8 10 für alle Urfumden, die fi) auf liquidierbare 
 Bermögensrechte beziehen. Much daraus geht hervor, Daß Dieje 
Uebermittlung nur zum Zmede der Orientierung der Mlliierten 
und Ailoztierten für die eigentliche Kiquidation vorgejehen ist, da 
eine jelbitandige Liquidation der Urfunden finnloS märe. 


Die Pflicht, die Wertpapiere gemäß S 10 zu ie it 
alfo nur jubfidiar zur Durchführung der Beichlagnahme da. Aus 
Diejer Nuffalfung ergibt fich Die außerordentlich wichtige Tatjache: 
Die Nebermittlungspflicht fann troß des Wortlauts des 5 10 nicht 
eiter ‚fein al3 die Liqumwation. Bielmehr werden fi finngemäß 
noch einige NN ergeben. 6 


SB 


Abtchnitt 1. 
Die betroffenen Berjonen. 


Ser 
Territorialitäts- und Staatsangehörigfeitspriuzip. 


Die Kriegsgeleßgebung der Alliierten und Mifoziierten be- 
atvedte, die Hilfsmittel des deutichen Reiches lahm zu legen. Gie 
traf Deswegen alle Die, die jich auf dem deutfchen Territorium! be- 
janden. Dies entjprach inSsbejondere der englifchamerifanifchen 
Auffallung. 

Sm Friedensvertrag hat man jedoch das Staatsangehörig- 
feitsprinzip durchgeführt. Es follen nicht mehr diejenigen Ber: 
fonen oder Gejellichaften betroffen werden, die in Deutjchland 
ihren Sit bezw. ihren Wohnfit haben, jondern es follen Die 
deutihen Staatsangehörigen und die Gejellichaften, die von 
ihnen abhängig find, getroffen werden. Demgemäß ift bei allen 
Liquidationen Vorausfegung, daß es ji) um Sachen handelt, die 
ih im Augenblick der Ratififation im Eigentum eines Deutichen. 
oder einer von Deutichen abhängigen Gejellichaft befanden. 


84, 
Die Staatsangehörigfeit nach dem Friedensvertrag. 


Die Liquidation fallt daher gemäß dem Staatsangehörig- 
feitSprinzip jelbitveritändlich fort bei Staatenlojen. 

Schwieriger zu entjcheiden ijt Die Trage bei denjenigen, 
tele mehrere Staatsangehörigfeiten bejiten. - Welche Staats- 
angehörigteit joll den Vorrang haben? 3 Stehen jich hier Haupt: 
Jahlic zwei Anihauungen gegenüber. Nach der einen foll Die= 
jenige Staatsangehörigfeit überwiegen, Die fpäter erworben 
worden tit, nad) einer anderen joll die Staatsangehörigfeit des 
Aufenthaltsortes maßgebend fein!),. Man wird fich wohl diejer 
legten Auffallung anzujchliegen haben. 

Schlieglih fommen auch noch die Borjchriften des ‚Sriedens- 
wertrages über den Erwerb-von Staatsangehörigkeit in Trage. 
Artikel 297 b beitimmt: „Deutiche Neichgangehörige, Die auf 
Grund des gegenwärtigen Vertrages von Nechtswegen die Staat3- 
angehörigfeit einer alliierten und afjoziierten Macht erwerben, 
gelten nicht al3 Neichsangehörige im Sinne diejes Abjates.“ 

Der Erwerb der Staatsangehörigfeit hängt eng mit der 
Stage der Gebietabtretung zufammen. 3 werden folgende Se 
biete abgetreten: 


1) fiehe Sfay Seite 14. 


zu &unften Belgiens: N 
Preußiich-Moreinet unbedingt und ‚Eup 
- jofern nicht eine Abftimmung ımd eine 
 Bölferpundes su Gunjten u 
by  Sutken Sranfreid)s: ; : 

sllopkollrugen.. u u 
u “el zu Sunften Polens; Be 
sem Seil Don Bojen, Deitpieunen‘ an oe en, 
urn... borbehaltlich. einer Volksabjtimmung, ein meiten 

oe Don SDIE- und Weltpreupen und ein geil Ober 

nd) au Suniten der Zipedo-Slomatei; 
ein Teil Schlejiens, N 

e) Memel, 

f) Danzig, 

g) au Gunjten Dänemarks: 


u 


Soweit dieje Gebiete a werden, Sin 
" wohner die StaatSangehörigfeit des Landes, ‚an das fie fommer 
und unterliegen nicht der Liquidation, fofern Diejes Land 1 
alliierte oder aljogiierte Macht ift. Dies gilt au) für die Ge 
die erit auf Grund einer Abftimmung abgetreten werden, u 
denen die Staatsangehörigkeit erjt mit der endgültigen Abtr 
erivorben wird, ebenjo wie für Memel, dejfen Staatszugehoi 
on serft no von den alliierten und afjogiierten Hauptmä | 
0 jHimmt iperden joll. In der Bipiichenzeit beiteht ein © 
 zuftand.. Much die Bewohner diefer erft auf Grumd einer 
mung abgetretenen Gebiete unterliegen nicht der Liquidation, 
fi Ächon daraus ergibt, daß Die Optanten aus diefem | 
gleichfalls bor der Liquidation bewahrt bleiben. 


Dagegen DE ee in den re 


Mercer he erwerben ne Deniihen, Die = exit 
einem beftimmten Zeitpumfte in dem abzutretenden Gebiet 
 gelaffen. haben, die Staatsangehörigfeit nur mit befonde 
a \ ua der betreffenden Ntegierung. Als Zeitpunft de 

A en it für Belgien der 


tober 1918. " 


RE NL vg der. eine aufjhihen bedingte Sei sea 
annimmt, | UIAS 


BR 


 Denjenigen, Die hiernad) eine neue Staatsangehörigfeit er- 
werben, jteht e3 jedoch frei, innerhalb zweier Iahre für Deutfch- 
land zu optieren. Die Ausübung des Optionsrechtes wirft au 
für die Ehefrau und die Kinder unter 18 Sahren. Snnerbalb 
12 Monaten nad der Option müfjen die Optanten ihren Wohnfik 
nad; Deutjchland verlegen. E38 ift an mehreren Stellen das Brin- 
zip ausgejprochen worden, dat Die alliierten und afjoziierten 
Staaten nicht Das Recht haben, Die den DOptanten im Augenblid 


. Der Ratififation gehörenden beweglien und unbeweglichen Ber- 


anögen zurüdgubehalten, und zu liquidieren, jo im Artifel 37 für 
Belgien, im Irtifel 85 für die Tichecho-Slomwafei, im Artikel 91 
für Bolen und im Artikel 106 für Danzig. Diejer Grundiag - 

itellt auch feineswegs eine Nusnahmet) von dem Staat3angehörig- 
feıtsprinzip dar, da ja die Optanten fremde Staatsangehörige 
 geiporden waren und erst nad) der NRatififation wieder Deutjche 
geivorden find. Dagegen unterliegen nad) dem Staatsangehörig- 
feitSprinzip Diejenigen der Kiquidation, die nach den vorstehenden 
Beitimmungen Die belgtiche, polniihe und Däniiche Staatsange- 
börigfeit nicht erlangt haben, jelbit, wenn fie jpater infolge der 
porgejehenen jtaatlihen Genehmigung naturalifiert werden. 


85. 
Sonderbeitimmungen für Eljaß-Lothringen und das Saarbeden. 
Abweichend ijt die Trage für Eljaß-Lothringen geregelt. 
Hier eriverben nur Diejenigen PBerjonen die franzöfiiche Staats» 
angehörigfeit, die 
1. durch die Ausführung des frangöftich-veutigen Vertrages 
vom 10. Mai 1871 die franzofiiche verloren haben, 
2. Deren legitime oder natürliche Nachfommen, außer denen, 
die unter den väterlihen Vorfahren einen nad dem 
15. August 1870 eingewanderten Deutjchen haben, 
3. Die in Eljaß-Rothringen von unbefannten Eltern ges 
borenen und 
4. Diejenigen, deren Staatsangehörigfeit unbekannt ift. 
Des meiteren haben da3 Nedt, die franzöfiiche Staat3- 
angehörigfeit zu verlangen, Diejenigen, die 
1. unter ihren Vorfahren einen Franzojen oder eine ran- 
söfin haben, welche die franzöfiihe Staatsangehörigfeit 
nad dem obigen Paragraphen verloren haben, 
9. jeder Ausländer, der nit Staatsangehöriger eines 
deutfchen Staates ift und der die eljaß - lothringifche 


') AU M. Goldihmidt-Zander, ©. 53, der darin ein Eonderredt fteht. 


Sa BL x 


Stontsangehörigti vor dem 3. Auguft 1914 I = a 


2 DON 
0% ieber Deutie mit Wohnfiß in Elfa- ı fpenn 
er diejen Wohnjit [don vor dem 15. Juli 1870 hatte over 


wenn einer jeiner Vorfahren zu jener geit feinen Wohn- = 


Ns ın ElfaßLothringen hatte, 

4, jeder Deutfche, der ın Eljaß-Lothringen geboren ijt oder 
dort jeinen Wohnjik hat, der wahrend des Strieges in ven 

Jeihen der alltierten und affoziierten Heere gedient hat, 

jowıe feine Nachfommen, | 

5. alle Berfonen, die vor. dem 10. Mai 1871 in Elfaß- 
Lothringen von ausländischen Eltern geboren find, jotvie 
ihre Nadfommen, | 

6. der Ehegatte jeder PBerjon, die entweder die franzoftiche 
StaatSangehörigfeit wiedererlangt hat oder auf die fran- 
zöitihe Staatsangehörigfeit nach Maßgabe Der vor- 
jtehenden Beitimmungen Anspruch erhebt und fie erlangt. 
Ferner 1ft zugunften derjenigen, die, ohne Die franzöfiiche 
Nationalität zu erlangen, mit Erlaubnis der franzöjiihen Re= 
gierung in dem Gebiete wohnen bleiben Dürfen, beftimmt, daß ihr 
Vermögen nicht ver Liquidation unterliegt. Dagegen unterliegt 
Das Bermögen aller anderen dem Zugriff Der franzoöjiichen 
Regierung. 

Someit ein Eljäfler nach den vorstehenden Beitimmungen 
‚die frangöfiihe Nationalität von felbit erlangt, für Deutjchland 
optiert, muß auch zu feinen Gunsten nach der allgemeinen Regel 
angenommen erden, daß jein Vermögen der Liquidation nicht 
unterliegt. 
Tür das Saargebiet gilt eine Ausnahme zuguniten Deutfch- 
lands. Das Saarbeeengebiet geht Deutichland mit dem Sriedens- 
pertrage nicht verloren. Die Bewohner behalten vorläufig nod) 
Die Deutiche Staatsangehörigteit. Troßdem ist ihr Vermögen nicht 
figquidierbar und für die Dptanten noch ausdrüdlich die Kegel auf- 
‚geitellt, daß fie ihr bewegliche Vermögen a N. dürfen und 
ihr unbetveglicheg Vermögen behalten. iR 


8.6. 
Auslandsdeuticde. 


Sn den vorjtehenden Paragraphen ijt ausgeführt, melde 
Berjonen der LXiquidation unterliegen. Die Liquidation ift ein 
Recht der Alliierten und Affoziierten. Hat Deutichland die Wert- 
‚ papiere aller diefer Berjonen zu übermitteln? 

Die Hebermittlung ijt eine le Deutichlands. Sie dedt 


Rz 


UL e JG AAH 


Jich nicht mit dem Necht der Alliierten; denn Deutichlands Madt: 
befugnifje reichen nur bis zu feinen Grenzen, während das Recht 
ver Alliierten auch ven Auslandsdeutfchen gegenüber befteht. 


Benn Deutjchland Daher nad S 10 die Wertpapiere feiner 
Angehörigen zu übermitteln hat oder nach Artikel 260 zu eriwerben 
und an den Wiedergutmahungsausfchuß zu übertragen hat, fo ift 
008 Jinngemäß dahin auszulegen, dad hier nur die im Bereiche des 


deutjchen Staates befindlichen Angehörigen gemeint fein fönnen,!)) 
- Muslandsdeutiche alio nicht hierunter fallen. 


8.7. 
Suriftifche Berjonen. 

Der Liquidation unterliegen diejenigen Gejellichaften, die 
von Deutschen fontrolliert werden. Welche Gefellichaften hierunter 
fallen, ift jchiwierig zu beantworten. In Deutichland ging man 
während de3 Strieges Danad), ob Die Gefellichaften überwiegend. 
im ausländijchen oder deutjchen Befit Itanden. ber auch hier- 
bei wäre zur beritlichtigen, daß häufig ein großer Aftienbefig 
gegenüber einem £leinen, mit befonderen Vorrechten ausgeftatteten, 
machtlos iit. Sevenfall3 dürfte ein Aftienbefit, der nur ein Veto- 
xecht den Beichlüffen der übrigen Aktionäre. gegenüber verleiht, 
noch nicht ausreiden. Nah einem engliichen Urteile war ent= 
jcheidend, ob die Vertreter oder Gejchäftsleiter ihren Wohnfiß in 
seindesland haben oder jonft unter feindlichem Einfluß ftehen.. 
Nach Franzöliicher Auffaflung war enticheidend, ob die Verwaltung 
oder die Klapitalien direft oder indireft von feindlihen PBerjonen 
beauflichtigt wurden oder abhängig waren oder ob Die Mehrzahl 
der Aktionäre oder jfamtlihe Gründer Feinde waren?). Eine 
authentijche Interpretation gibt 8 24 des NeichsausgleichSgefetes: 
Dana muß der Siß in Deutfchland fein, Die Nechtsfähigfeit auf 
deutschen Neich3= oder Yandesrecht beruhen und das Kapital über 
twiegend Neichsangehörigen zuftehen. 

Der Aktienbefiß derjenigen PBerjonen gilt hier jedoch nicht 
al3 feindlicher, deren Vermögen nicht liquidiert werden Fan. 
Sönjofern fommen alfo die VBorjehriften iiber Wechleln der Staat3- 
angehörigfeit, jorwie die Nusnahmevorfchriiten gemäß $ 3—5 zur 
Anivendung. 

Die Gejellfchaften find allerdings weder im Artikel 260 
nod im 8 10 der Anlage ausdrüdlich erwähnt, fallen jedod nad) 
der im $ 2 gegebenen Begründung auch unter dieje Borfchriften. 


1) a. M. Goldihmidt-Zander, Seite 141. 
2) vergl. zum Borstehenden Heilberg, Seite 29 ff. 
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ee N m bfehmitt. Y 
Die inniation der Wertpapiere im Gebiete der (liier 
N Afloziterten, Na 
x 1. ; 

| De Der ne | Be 
wi 58 en 
an Allgemeines. N ” 
| a Artikel 297 Ei nnen Die Alliierten und Affozi 
in Ss Vermögen liguidieren, das Deutihen im Zeitpunfte de 
Natififation gehört; $ 10 der Anlage bejtimmt Dagegen, daß all 
we y..hetteffenen Wertpapiere, die fih in Händen eines Deutich 
ohne nähere Bezeichnung eines Zeitpunftes befinden, zu über 
mitteln find. Nach der im S 2 ausführlich begründeten Au 
legirmgsregel, wonad; die Mebermittlungspfliht als accefforii 
nicht weiter fein fann als das Liquidationsrecht, muß ang 
nommen imerden, daß au nur die Wertpapiere zur übermitteln 

jind, Die zur Beit der Ratififation einem Deutichen gehör 
ferner, voR Die Alliierten auch auf Die Liquidation der Wer 
Papiere verzichten fönnen, in welhen. Falle felbitveritandih 
Die Hebermittiungspflicht wegfällt. Die Uebermistlungsp fliht i 
‚ale Feine jd,lechthin abjolute, wie man auerjt nach dem Wort 
‚Schließen muß, 5 
| Tanad, müllen für den Tatbeitand der Uebermittlungspffi 
ni folgende Yen fordernifle vorliegen. 


N | Der innühebenpr Zeitpuntt.. “ 
N Der Liquidation unterliegt nur dasjenige Vermögen, 


im Moment des Infrafttretens de$ Sa einem 
Deutichen gehört. 


iu Nah $ 440 tritt Der Sriedensvertrag mit sn Errichtu g 
des erjien Weotofolls swiihen den Staaten in Kraft, die ihn au 
 Dieje Weife ratifiziert haben. Diefer Zeitpunft gilt zugleich al 
au. sDer Jeilpunkt de3 Snftafttretens bei Berehnung. aller der ıı 
"0. griedenspertrage vorgejehenen Friften. Im jeder anderen | 
0 fight tritt der Vertrag für jede Macht mit der Niederlegung i 
00 Matififationsurfunde in raft. Für die Frage der Liguidat 
des Deutichen Eigentums ift daher den alliierten und afjoziier 
Staaten gegenüber der Zeitpunkt der Niederlegung ihrer Rat 
Fationsurfiunde maßgebend, mit Ausnahme Eljab- a H 
Das Der 11. November 1918 der ee it. Re ä 


AN \ 
N N 


a u 


Datum der | Dem Derrechnungs- 
Ratififation | verfahren beigetreten 

Vereinigte Staaten | | 

Donslmeriia .2..4.%.2.2.%.; Bil Be 
England außer....... EN 10. I. 20 ja 
GSüdaftifanifche Union ........ R nein 
und lgupten ...:.......-. ‘ > | nein 
EBEODECHD EN N na.n. “ | ja 
N ENGE RN er | ja 
Sapan Be N a F 6% nein 
RIIEN  N.. EN " ia 
SE LEN IRRE u NONE © ; nein 
En. un. N Br nein 
EA N A RP N | 
re ae ehe RR RN OR 
el a. III. 20 nein 
BR | 
SIERBDIOND nen. 30. II. 20 | ja 
Enmtenale. ee. 10. I. 20 | nein 
en | 
DONDIEOBES N es kaes nee | 
ne N NSPRRNDYBRN BEIES ARTEN 
BREITEN EUTO SS 2 ee | 
Ticaragua ..... RER 
Banama..... RN N | | 
BEN eye nie 10.17.20 |: “ ein 
KON PR De PET 8. IV. 20 
ARumaner. a, cn, | 
DIEBE ln a nn N 
ER 10 I 20 ja 
Asien Tr... N N K | nein 
Der Gerbiih-Kroatijch - 

Glowenijche Staat ........ 10. II. 20 nein 
zicherhoflowalei. .........-.- ION EA nein 
Aruaa nn \ | nein 


Sn dem Jich au$ Der vorliegenden Neberficht ergebende Zeit- 
punfi muß alio dag liquidierbare Berinögen einem Deutfchen ge- 
hört haben. Eine Ausnahme gilt jedoch für Elfaß-Lothringen, 
für das der 11. September 1918 maßgebend ift. 

Diefer Zeitpunkt ift aber noch in anderer Hinficht erheblich. 
Nach dem urfprünglicden Entwurf zum Friedensvertrag Ichien es, 


als " die Alliierten fich das 5 Recht irhehjatien Imollten, cu da& Ko 
Deutfche Vermögen, das erjt nach der Ratififation in ihren Wade — 
bereich Füme, zu liquidieren. Auf den Hinweis der deutfhen 
Stiedenspelegation hin haben die Alliierten in der Dantelnote 0. 


erklärt: 


„Die Deutjche Note geht von der Annahme aus, daß die - y 


alliierten umd HEN. Regierungen fi} da8 Hecht. vorbe- 


halten, daS Liquidationsverfahren auf deutjches Eigentum 


auszudehnen, das erjt fünftighin in ihr Gebiet fommt. Der 


Genauigkeit halber Dürfen wir erklären, daß $ 5 des Artikels 
297 nur auf dag bei Infrafttreten des Friedenspertrages vor=- 
bandene Eigentum angewendet wird!).“ 


my, 


Man muß überhaupt annehmen, daß der Zeitpunkt der 


Natififation maßgebend dafür jein joll, ob der Tatbeftand des 
Ziquidationsrechtes vorliegt. Ergeben jid) Zatbeitandsmerfmale 
erit jpäter, jo 1jt ein Liquidationsrecht nicht gegeben. 


Beiteht dagegen ein Liquidationsrecht, fo kann dasselbe 


nicht Durch nachträgliche Verfügungen, 3. B. Hebertragungen auf 
einen Nichtdeutichen, vernichtet werden. Deswegen ift ausdprüKlic 
beitimmt, daß der deutiche Eigentümer nur mit Zuftimmung des. 
betreffenden alliierten oder afloziierten Staates über das liquidier- 


- bare Vermögen verfügen darf. E$ liegt hier eine relative Nichtig- 
feit vot,.da Die Verfügung nur dem betreffenden alliierten oder. 


aljogtierten Staate gegenüber nichtig ift, um denjelben vor iwill- 


fürliger Beichränfung der Liquidationsmafje zu jüßen. Sm 


übrigen aber ijt Die Verfügung mwirfjam. 5 
Da’ es für die Alliierten und Sfffpsiteirten außerordentlid} 


{hiwer ift, in jolden Fällen die Nichtigkeit des Gejchäfts aufzu- 


Äpiiren — Infen nicht das Vermögen fi in ihrem Gebiete be- 
findet, und ihnen der Eigentümer befannt ift — haben fie de3- 
twegen im & 10 der Anlage ausdrücklich beitimmt, daß Deutigland 
jederzeit auf Verlangen der beteiligten Macht über die Gejchafte 
Auskunft zu geben habe, die feit dem 1. Juli 1914 in bezug auf 
Liquidationsgüter jtattgefunden haben?). Ebenjomwenig ijt von 
Einfluß, daß das Tiquidierbare Recht fih nachträglich verändert 
hat. Beitand Ddiejes veränderte Net zwar auch nit im maß- 
gebenden Mugenblie, fo 1ft e8 doch nur an die Stelle des alten 
getreten, und da e8 nur auf die Erfaflung des deutichen Ber- 
mögens anfommt, gilt daS Surrogationsprinzip. Löft ji 3. ©. 


1) Das überfieht Goldihmidt-Zander, wenn er annimmt, daß die 


Aliierten wohl auch dad Recht De nahträglie in ihr Gebiet ‚gebrahtes 
Vermögen zu liguidieren. Geite 33. 
2) Kähere3 jiehe unter III. 


UDO NEN 


eine Gejelligaft nady 10. I. 1920 auf, jo treten an die Stelle des 
Mitglievihaftsrechtes die den Aktionären gevährten Abgeltungs- 
anjprüce. Anders ijt Die stage bei dem Art. 260 zu entfdheiden, 
da e3 jich Dort nicht um die Erfallung des deutfhen Vermögens, 
jondern um die politifhe Ausichaltung des Deutjchtums handelt. 

Dagegen ijt die Trage, intvieweit Verfügungen über die be- 
treffenden Güter dor Inkrafttreten des Triedensvertrages mwirf- 
jam find, im Sriedenspertrag nicht geregelt. Sn fait allen Staaten 
find Darüber Kriegsgejeße ergangen, durch Die das gefamte Deutiche 
dort befindliche Vermögen beichlagnahmt worden ift. 

Die einzige Grogmadt, Die — neben den meijten jfüdamerifa- 
niihen Staaten — daS deutiche Vermögen nit in diefem Um- 
fange beijchlagnahmt oder Uebertragungen von Vermögenstechten 
- verboten hat, find die Vereinigten Staaten von Amerifat). Nadı 
dem amerifaniichen Gejeß vom 6. Dftober 1917 ift das deutfche 
Bermögen anzuzeigen und auf Verlangen des PBräfidenten zur be- 
ichlagnahmen. &3 1jt aljo feine generelle, jondern eine individuelle 
Beihlagnahme, die für in Deutjchland befindligde Wertpapiere 
‚ meilt deswegen nicht in Trage Fam, weil bei ihnen in der Anzeige 
der Beivei3 des dDeutichen Eigentums faum zu erbringen war. 
Mebertragungen waren nur dann verboten, wenn jte ziwiichen den 
Vereinigten Staaten und einem anderen Lande oder durch Ver- 
mittlung einer Berjon in den Vereinigten Staaten erfolgen. 

Sonad bejteht tatjählid — aucd jeßt noch, da die Ber- 
einigten Staaten noch nicht ratifiziert haben — die rechtliche Mögs 
lichkeit, 3. B. Baltimore-NAftien Durch Berfauf an einen Ausländer 
der Ziquidation zu entziehen. 


| S 10. 
Aktien, Schuldverfhreibungen und Wertpapiere, 


Der Liquidation unterliegen die WVermögensredte umd 
Intereffen in weitejftem Umfange. Der Ausdrud ist im TFriedeng- 
vertrag abjichtlich weit gewählt worden. E&3 gehören dahin Forde- 
rungsrechte, Rechte aus Konzejfionen, aus Bachtverträgen, furzum 
alle Niechte, die Gegenftand eines PBrivatrechtes fein können. SnS= 
bejondere gehören dahin auch nad) dem S 10 Rechte aus Aktien, 
Schuldverfchreibungen oder fonjtigen Wertpapieren ebenjo mie 
Pfandrehte an jolden Nechten, Miteigentum ujw. Dieje Be- 
teiligungen fommen jedoh nur dann in Stage, wenn jie einen 
rein fapitaliftifchen Charakter haben. Soweit Beteiligungen 


1) Sapan hatte noh zum Schluß im Juli 1918 (decret Smiperial 
Nr. 304) das gejamte deutihe Vermögen beihlagnahmt und Verfügungen 
für nichtig erklärt. 
Sojeph, Beihlagnahme 2 


| ih berllnlien Ghuarafter haben, jind ie als ein Serkenn anz 
jehen, auf den die VBorjchriften des 5 229 a Anwendung finden! | 
Unter den Begriff „DBertpapiere” fallen auch Zertifikate, 
was von befonderer Bedeutung‘ für Die Stage der Canada-jhares 
ift, Die Canada-Alktien felbjt liegen in New Work oder Mon- 
treal; ın Deutichland laufen nur Zertififate um, die auf die 
Nationalbant für Deutihland oder die Bank von E. Echlefnger, 
. Trier & Co. lauten und dem Beliter einen Anipruh uf 6 
und foviel Aktien gewähren. Da jedoch diefer Anfpruh rd | 
Veräußerung ver Hertififate übertragen werden fann, vermag 
die fanadiiche Regierung nicht zu beurteilen, wieviel und weile: 
Aktien fih im Augenbli der Natififation im Eigentum ins 
Deutichen befanden, und wieviel vorher redtmäßig auf Aus 
[änder übertragen worden find. Darüber zu orentieren ftabeır 
der Ziwed der Nebermittlung. Die Zertififate fallen daher ie — 
nur dem Wortlaut nad) — fie jind ja Wertpapiere — unter de 
Uebermittlung, jondern auch dem Sinne nad, a 
| Anders liegt e3 bei der Kolmangfop-Gefellichaft, Die ihren Ei 
 Sık ın Kapitadt hat. Die Anteile an diejer Gejellichaft liegen in 
Kapitadt, die Deutichen Mftionäre haben feine Bertififae, In 
dern find eingetragen bei der Norddeutihen Banf in Samburg.. 
Hier 1jt eine Anmeldung nicht erforderlich, weil diefes deut 
Eigentum aus den Büchern der Norddeutfden Bank lift u 
fieptlih ift, ganz abgejehen davon, daß hier au, nicht m ee 
gertififate fi in deutjcher Hand befinden. Be 
SAL, N 
Dura die alfiterten und affoztierten Mächte augelafjene 
Sejellihafiten. | 
Der Uebermittlung nach 8 10 unterliegen die Attien, Schuld- 
verjchreibungen und Wertpapiere derjenigen Gejellichaften, diedon 
wen betreffenden alliierten und afjoziierten Mächten augelaffen u 
find. Welches Territorium kommt danad) hier in stage? Le 
‚torial fommt nad Artikel 297 b auch das Gebiet in Frage, das 
ven Alliierten oder Aifoztierten durch) den gegenwärtigen Vrrag 
abgetreten ift, ferner ihre Kolonien, Beligungn ımd Pi 
teftoriatslander. Sind Die leßteren Gebiete au nit in S 10° 
ausdrüclich wiederholt, jo ift Doch nach Der bereits angegebenen 
Auslegungstegel, nach welcher der Artitel 297 zur Auslegung her: 
angezogen werden muß, der Begriff des Sebietes in S 10 indifem 
Sinne auszulegen. Dagegen fallen nicft mit in diejeg Gebiet | 
Schleswig, Memel, Danzig und das Saargebiet, da Dieje Gebiete 


ı) Ebenio Say, Seite 51. 


ja nit an die Alliterten und Affoziierten abgetreten werden. _ 

Serner fallen nicht darumetr die Gebiete, die nur vorbehaltih. 
einer Abjtimmung abgetreten werden, da diefe Gebiete ja nod 
nicht mit Abjichlug des TFriedensvertrages an den betreffenden 
alliierten oder afjoziierten Staat fommen, infolgedefien das in 
ihnen befindliche Vermögen erjt nad der Natififation in ihren 
Machtbereich fommt. Soldhes Vermögen foll aber nad} der im S 9 
iviedergegebenen Erklärung der Mliterten und Afjoziierten nicht 
der Liquidation unterliegen. Zu den abgetretenen Gebieten ge- 
a nach Artifel 121 auch die deutichen Kolonien und Schub- 
gebiete. | | 


| Kım find in den abgetretenen Gebieten und Kolonien die 

Gejellihaften von Deutichland und nicht von den alliierten und 
afloziierten Staaten zugelaffen; eine nahträglide Zulaffung würde 
hieran nihtS ändern, da der auch dafür maßgebende Zeitpunkt die 
Ratififation ist. ISnfolgedeffen beiteht für diefes Gebiet die Ueber- 
mittelungspflidt nicht. 


&3 fommen aber nırr die Gejellichaften in Frage, deren Ver- 
mwaltung in den betreffenden Gebieten geführt wird, Die — mie 
die Negierumgsmitteilung fagt — ihren Sib dort haben. Gejell- 
ichaften, Die im ®ebiet eines alliierten oder affoziierten Staates 
nur zugelaffen find, um dort eine unbedeutende Zimweigitelle zu 
betreiben, fallen nicht darımter. 


Die Kolonien und abgetretenen Gebiete, Die Ddemmnad) bier: 
unter fallen, unterliegen aber nit nur der Liquidation des 
‚Artikels 297 b, jondern fie fallen auch noch unter den weiter unten 
zu behandelnden Artifel 260. 


Welche Wertpapiere hauptjädhlich in Betracht fonımen, ergibt 
ich aus der im Anhang wiedergegebenen Befanntmadhung der Re- 
gierung, aus der fich aud) das für.die Form der Anmebung Er- 
forderliche ergibt. | 


NO.1D, 
Gewahrjam. 


Bon den der Liquidation unteriworfenen Wertpapieren 
brauchen jedoch nırr diejenigen übermittelt zu werden, die jich in 
den Händen Deutjcher befinden. Der Grumd diefer Einihränkung 
war toohl der, daß man natürlich die Wertpapiere nicht zu fordern 
- brauchte, die fich bereit auf dem Gebiete der Alliierten und Alfjo- 
siierten befanden ıımd dort für Deutjche aufberwahrt wurden. Van 
wird desivegen den Begriff „in Händen befinden“ weit auslegen 

| a 


er 


müffen. € fällt nicgt nur darunter, was fi} tatfählic in es x 
Machtbereich des deutichen Cigentiimers befindet, fondern ud 


alles das, was ihm zugänglid} ijt. Ob die im neutralen Ausland 


befindlichen Wertpapiere hierunter fallen, ift zweifelhaft. Eine 
nachträgliche Verfügung, durdy die der deutjche Eigentümer nur < 

ven Geivahrfam an den Papieren verliert und auf einen Nidt: 
deutichen überträgt, ift unmwirffam und fchließt die Hebermittlungg- 
pflicht nicht aus; denn fie fönnte ja jonst auf zu leichte Art und 
Meije befeitigt werden. ns 


8118, 
Sonjtige Erfordernifie. 


Die Liquidation steht im Belieben der alliierten und aflo- 
zitierten Mächte. Machen fie von ihr feinen Gebraud, jo fallt au 
die Nebermittlungspflicht des Deutichen Neiches fort. Die Ueber- 
mittlungspflicht jteht alfo unter der auflöjenden Bedingung, dak 
die betreffenden alliierten und afloziierten Mächte nicht auf ihr 
Liquidationsrecht verzichten. So ilt 3. B. aus den Neuerungen, 
die aus den Vereinigten Staaten von lmerifa bisher hierher 
gelangt jind, zu entnehmen, daß dort eine Liquidation aller in 
deutichem Belit befindlichen Wertpapiere nicht jtattfinden wird, 
jo daß dann 3. DB. Baltimore, Bennfylvania, Railroad, Chicago 
Milmaufee, StahltruftS ausjcheiden würden. 8 wäre daher 
swecdmäßig, wenn die Regierung von der endgültigen Beichlag- 
nahme zum med der Hebermittlung eine Entjcheidung darüber 
herbeiführen würde, welde Staaten liquidieren wollen und 
welche nicht. 


Die Wertpapiere find binnen jeh® Monaten nad Sneraft- 
treten des Tsriedenspertrages zu übermitteln. Die Trilt von jechs 
Monaten läuft nach Artikel 440 vom Zeitpunfte der Natififation; 
denn es heift im Artikel 440: „Diefer Zeitpunkt gilt zugleich als 
der Zeitpunft des Snfrafttretend bei Berehnung aller in dem 
gegenwärtigen DBertrage vorgejehenen Krijten!). Die Regierung 
ging daher von einem Irrtum aus, wenn fie in ihrer Befannt- 
madung vom 12. April 1920 zur Ausführung des Artifels 10 
fih nur auf die Wertpapiere derjenigen Staaten befchränft, Die 
den Triedensvertrag bereit3 tatifiziert haben. Die Srilt von 
 jeh8 Monaten lauft allen Staaten gegenüber. Die Hebermittlung 
hat daher, fomweit jie zu erfolgen hat, auch allen Staaten Ban, 
b13 zum 10. Juli 1920 zu erfolgen. e: 


I) a M. Siay, Seite 12. 


A 


Il, 
Die Durchführung der Liquidation. 


8 14. 
| Allgemeines. 

Die Liquidation joll dazu dienen, den deutjchen Einfluß im 
Ausland zu vernichten und den alliierten und affoziierten Staaten 
Sicherheiten für ihre Anfprüche gegen Deutjchland aus dem 
Briedensvertrage zu verjchaffen. Die Durchführung der Liqui- 
 dation ift verichieden, je nadidem e3 fi} um Staaten handelt, die 
feinen Anteil an der Wiedergutmahungsfchuld haben (jiehe 8 17) 
oder die dem Verrechnungsiyitem beigetreten find (8 15), be- 


ziehungsweife nicht (8 16). Bei der eriten Gruppe der Staaten 


it das Verfahren mwejentlich anders als bei den andern beiden, 
Da diefe Staaten an der Wiedergutmadhung feinen Anteil haben, 
ift für eine Pfandhaftung des deutschen Privateigentums für 
Ssorderungen gegen daS Deutihe Neich fein Raum. In diejen 
Staaten hat die Xiquidation nur den Ziel, da3 Deutihtum zu 
verdrängen. Desivegen wird bei diefer Gruppe der Liquidations- 
‘erlös nady den unten näher befchriebenen Vorjchriften an den 
Eigentümer direft ausgezahlt. 

Tür das gejamte Berfahren der Liquidation iit die Gejet- 
gebung des liquidierenden Staates mahgebend. Much der Betrag 
der Entihädigung für die Enteignung wird nur gemäß den’ 
Grundjäben diejes Yandes feitgeitellt. Eine Ausnahme qilt jedoch 
auch hier für Die Liquidation in den im S 17 aufgeführten Staaten. 
Shnen gegenüber fann der Ddeutjche Eigentümer jich an den ge- 
. mifchten Schiedsgerihtshof (Abichnitt VI Teil 10 des Triedenz- 
vertrages) wenden. Weiit er nad), daß der KLiquidationserlög durd) 
die Verfaufsbedingungen oder jonjtige von der Regierung Dde3 
betreffenden Staates außerhalb der Gefebgebung ergriffenen Maß- 
nahmen unbillig beeinträchtigt worden tft, jo fann ihm ein an- 
gemejjener Entiehädigungsanipruch gegen den betreffenden Staat 
zugebilligt werden. | 

Da der Friedensvertrag Neichsgejeß lt und für die Liquit> 
dation ausdrüdlich die betreffenden Gejete und Maßnahmen der 
alliierten und afjoziierten Staaten als mwirfjan anerfennt, find 
diefe auch im Snland verbindli. Erläht das Deutfche Neid) 
troßdem no hHinfichtlih der Wertpapiere ein bejonderes 
Beihlagnahme- und Enteignungsgejeß, jo tft Diejes wohl 
nicht als befonderer Rechtsgrund für die Enteignung anzujehen, 
fondern e8 dürfte nur die Bedeutung haben, daß es mit Nüdjicht 
auf die fomplizierten Beftimmungen des Triedenspertrages eine 


ae 


lhdtine Interpretation der auf Grund deg Briedensvertrages 
angeordneten Enteignung darftellt. 


Dagegen ift der deutichen Gejetgebung die Trage der. En 
jhädigung des deutjchen Eigentums zugemwiefen!) mit der Mak- 
gabe, daß das Deutiche Reich verpflichtet zur Entihädigung. it; 
‚in diefer Trage ijt nur das deutiche Recht Rechtsquelle. 

Bis zur Durchführung der Liquidation können die alliierten B 
und afjoziierten Staaten auch noch fernerhin das liquidierbare 
Nermögen Kriegsmaßnahmen unterwerfen gemäß $ 9 der Anlage. 
Dieje Vorichrift ift jedoch für Wertpapiere von geringer Bde 
tung, da die Alliierten und Affoziierten erft auf Grund der Ueber 
mittlung nad) $ 10 darüber orientiert werden, welche Wertpapiere 
ih im Befiße deutfcher Eigentümer befinden und erit dduh 
auch Die Verfügungsmacht über die Wertpapiere erhalten. I 

Bei der Durchführung der u. find vor allem atvei 
Stadien zu unterjcheiden: 

1. Die vorläufige Hebermittlung, 
2. die Beihlagnahme bezw. Auribehaltung. | u. 

&3 ift bereitS mehrfach betont worden, daß die Uebermitr 
lung feine endgültige Maßnahme ift. Auch ergeben ji bei ver 
Prüfung des Umfanges der nnbotiene und Uebermittlungs 
pflicht eine große Reihe von Streitfragen, die im Borftehenden 
erörtert worden find. Aus beiden Gründen ift es möalid, daR 
Vertpapiere übermittelt werden, die jpäter doch nicht liquidiert 
bezw. zurücbehalten werden. Es ijt desivegen dringend erforder 
lic), daß bei der Hebermittlung durch die deutiche Regierung dar 
auf gehalten wird, daß Die für den Zatbeitand der Liquidation 
maßgebenden Erforderniffe — insbejondere in Ziweifelsfällen — 
angegeben werden, 'ebenjo wie die Eigentumsperhältnifje ange | 
geben werden; werden dieje Wertpapiere jpäter freigegeben, 0 
fönnen fie dann ohne befondere Schwierigfeiten dem , ns 
ausgehändigt werden. u 

Terner it erforderlid, daß in Anbetradt diejer großen. 3 
Keihe von Streitfragen durch Facdhfundige geprüft wird, ob Die 
angemeldeten Werte unter die Beichlagnahme fallen; daß de 
Rechte Unbeteiligter — da der Liquidation au zB. Pfand 
rechte und Mieteigentum unterliegen, fann der ausländiiche Ver- 
pfander oder Miteigentiimer mithineingezogen werden — fihderr 
geftellt werden, da fonit das Reich fehadenserfaßpflidtig mid; 
por allem aber muß der Alnmeldende bald beichieden werden, ob die Ba 


1) Meber die Höhe der Entihädigung fiehe Abichnitt 5. 


UA 


Werte der Beichlagnahme unterliegen oder nit, damit er in 
jeinen meiteren Dispofitionen nicht allzulange behindert wird. 

Schließlich wird e8 zivedmäßig fein, fich bei der Anmeldung - 
an BARON gegen die Beichlagnahme ausdrücdlich vorzi- 
ebalten, | 


& 15. 
| Berredhnungsverjahren. 
Sit der gegneriiche Staat dem Verrechnungsverfahren bei: _ 


‚getreten!), jo erfolgt die Verwendung des Liguidationserlöfes 


nad) ven für Diejes Verfahren geltenden Vorfchriften. E3 werden 


. Dann die Erlöje von den Brüfungs- und Ausgleihsämtern feit- 


gejtellt nd der Betrag dem Deutichen Reiche in der ausländischen 
Währung gutgeichrieben. Auch der Liquidationserlös der Ver- 
mögen von Auslandsdeutichen wird aljo dem deutichen Nusgleich3- 
amt gutgejchrieben. Ergibt fich bei dDiefem Ausgleichsperfahren 
ein Erlös zugunsten Deutichlands, jo wird diefer nicht ausgezahlt, 
jondern dem Deutichen Reiche auf feine Wiedergutmahungsichuld 
gutgejchrieben. 

Das Deutihe Rei hat die Verpflichtung, die deutjchen 
Gläubiger, die ihre Forderungen dadurd verlieren, dafür zu ent- 
ihädigen. Ueber die Entihädigung der vdeutihen Gläubiger 
dur das Reich joll weiter unten im Abichnitt V. geiprochen 
Iperden. | 

Die alliierten und afjoztierten Mächte haben aber nicht nur 
das Necht, das dDeutiche Eigentum zu liquidieren, jondern aud) 
zurücaubehalten. Wahricheinlich ift Diefe Vorichrift auf englifchen 
Einfluß zurüdzuführen, da nach engliihdem Necdht das Privat- 
eigentum nicht fonfisziert werden darf; fie haben Deswegen ein 
Berfahren gewählt, das tatfachlich denjelben Erfolg erzielt, ohne 
daß es in die rechtliche Form der Liquidation gekleidet wird. Sn 
dem Urteil des Houfe of Xord3, des höchiten engliihen Gerichts: 
hofes, vom 5. Januar 1918 wurde ausgejproden: „ES ijt nicht 
engliiches Gefeß, dab das Eigentum feindlicder Staatsangehöriger 
fonfisziert werde. GSelbitverjtändlich fönne der Zeind bis zur 


Wiederheritellung des Friedens feine Anfprüde auf Herausgabe 


jeines Eigentums erheben; aber nah „Friedensihlug Föünne er 
wieder in den Befit jeines Eigentums gelangen, und zwar mit 


‚allen. Srüchten, die das Eigentum in der Zwtichenzeit aetragen 


babe.” 


} iiche die Ueberiiht im S 9. 


I (ale 


England, das fi Be VBerrechnungsperfahren angeichloffen \ u \ 
hat, hat auch bereits in dem Gefeß von 1919 die Zurükbehaltuing 
des Deutichen Vermögens angeordnet. ES ift daher von großer © 


en die Tolgen Diefer Yurücbehaltung eingehend u 
prüfen. 2 
Durh das Berrehnungsperfahten erlöfchen Oi alten: 
Schulden der einzelnen Staat3angehörigen und es tritt an ihre 


Stelle Die Saldojchuld des betreffenden Staateg. Sit 8 aud m 


Stontoforrentverfahren zweifelhaft, ob Die alten Schulden unter 
gehen, und nur eine neue Saldofchuld begründet wird, fo ist e8 Doch 
unjtreitig beim Verrechnungsverfahren nad) dem Friedensver- 
trage, da bier an die Stelle der privaten Schuldner jogar ein neuer 
. Schuldner, der Staat, tritt. Das Zurücbehaltungsrecht Tann 
daher von der alliierten und affoziierten Macht nicht für eine 
einzelne Forderung geltend gemacht werden, jondern nur für den 
jich etwa ergebenden Saldoüberichuß. 


Bei den im nädhiten Paragraphen zu behandelnden Saab 
fann das YZurüdbehaltungsrecht nur für die Wiedergutmahhungs- 
jguld des Deutichen Reichs geltend gemacht werden, nicht fiir Die 
en, die jonft im Verrechnungsverfahren geltend ge- 
macht werden fönnten. Da aber diefe Beichränfung im vor- 
liegenden alle nicht erwahnt it, muß angenommen werden, daß 
das Yurücbehaltungsrecht nicht nur für die Wiedergutmadjunge- 
forderung, jondern au für den Galdoüberihug ausgeübt 
werden fann. | 


&3 fann aber immer nur für einen beitimmten Betrag ib 
geübt werden. Sit die Forderung, Die aurücbehalten worden tft, 
erfüllt, jo muß das zurüdbehaltene Bermögen, auch wenn Der 
feindliche Staat noch weitere Forderungen hat, ausgeliefert wer- 
den, Wird die Zurüdbehaltung für die Wiedergutmahungsihuld 
ausgeibt, jo erliicht in Diefer Höhe die Wiedergutmahungsichuld 
Deutichlands. Statt dejjen erwirbt Der betreffende feindlide Staat 
eine Korderung gegen das Deutiche Reich in Höhe Der erlojchenen 
Wiedergutmahungsihuld, für Die er das Zurüdbehaltungsrecht 
zum Zivede der Sicherheit geltend maden fann. 


Die Zurüdbehaltung ijt fein Dinglides Ververtungsreht, | 
jondern nur ein Sicherungstedht. Die Zurücdbehaltung wird für _ 
den deutjchen Eigentümer eine außerordentliche Härte bedeuten, 
Da e8 eine fehr lange Zeit dauern wird, biS nad) dem Verred)- 
nungsperfahren feititeht, melde Staaten einen Saldoüberihuf 
haben. Su welder Zorn Die Deutfhen Eigentiimer dafür eni- 
ichädigt werden follen, ift bisher noch nicht erwahnt. Auch Dieje 
Stage wird im Abjcehnitt V zu behandeln fein. Ä 


] 


| 
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S 16. 
Die Staaten, die ji dem Verrehnungsverfahren nicht 
angeichlojien Haben. 

Soweit die Staaten dem DBerrechnungsverfahren nicht 
binnen einem Monat beigetreten find, ift das deutjche Vermögen 
an den Berechtigten oder an jeine Regierung auszuzahlen, jedoch 
fann jede alliierte oder ajloziierte Macht in Gemäßheit ihrer Ge- 
jege und Verordnungen das deutiche Vermögen liquidieren und 


zur Bezahlung folgender Anjprüche und Forderungen verwenden: 


Vor allem a) zur Bezahlung von Schadenserfaßanfprüchen Der 


 GtaatSangehörigen der beteiligten alliierten oder afjoziierten 


Macht, die ihnen mit Bezug auf ihr in Deutjchland befindliches 
Vermögen oder ihre Forderungen gegen deutsche ReichSangehörige 
auftehen; b) zur Bezahlung von Erjaganfprücden, die auf Hand- 
lungen der deutihen Negierung oder irgend einer deutichen Be- 
börde gegründet werden, welche nach dem 31. Suli 1914 umd vor 
dem Eintritt der beteiligten alliierten oder afloziierten in 
den Krieg begangen jind!); ec) jchlieglich haftet der Erlös noch für 
Schadenserjaßanfpriche, Die den Staatsangehörigen der Alliierten 
oder Afloziterten mit Bezug auf ihr im Gebiet anderer feindlicher 
Mächte (Deiterreih-Ungarn, Bulgarien, Türkei) befindliches Ver- 
mögen zustehen. 

Dieje leßtere Haftung gilt jedoch nur jomweit die Schadlos- 
haltung nicht auf andere Weife erfolgt. Sie ift alfo fubfidiar und 
füme praftiich nur dann in Trage, wenn einer der ehemaligen 
Sriegsverbündeten in Zahlungsichiwierigfeiten geraten würde. 

Wird das Vermögen nieht liquidiert, jo fann e8 von der 
betreffenden alliierten oder alloziierten Macht zurüdbehbalten wer- 
den. Sn diejem alle wird e3 jedoch nicht zur Sicherheit für Die 
Anjprüde der alliierten oder afjoziierten Staatsangehörigen ver- 
twandt, jondern e8 wird auf die Wiedergutmahungsihuld den 


| Deutjchen teiche gutgejchrieben. 


Wie die alliierte und affoziierte Macht mit dem zurüd- 
behaltenen Gut verfährt, ift nicht näher angegeben. Man wird 
annehmen müflen, daß Deutfchland davdurd, daß ihm der Betrag 
auf die Wiedergutmadhungsichuld qutgejchrieben wird, als be- 
zeihert angejehen wird md Diefen Betrag der alliierten und afjo- 

.!) Die deutiche Delegation hatte gegen diefe lebte Vorjhrift da3_de- 


denfen erhoben, daß feine unparteiifche Stelle vorhanden jet, die die Höhe 
diefer. Entihädigung feititellen fünne. Darauf haben jih die Alliierten 


und NAfioziierten dazu bereit erflärt, derartige Entichädigungen durd 


einen Schiedsrichter feitfeben zu lafjen, ver von Herrn Guftan Ador, Prä- 
fident der BENIch, oder evtl. von dem gemiichten Schieddgericht3hof. er- 
nannt wird. 


halter Rs su aahlen hat Für Dee Fine 
u u Gut. EN. SER 


& 17. en 
Die hal, die nen gebildet find oder an Bi 
gutmahungsjhuld feinen Anteil haben. 


a N a en En die 2 Licei „Sion 


die nur bie er Ichen ah au ee 
broden haben, mie era, Bolivien, Ecuadgr, Urugua 
Griechenlanp. &3 ijt allerdings möglich, dab auch diejen Sk 


ftanden jind, ebenfo wie es möglich 1jt, daß ehemals jei 
Staaten teimerlei Schaden EUER haben. &$ läßt lich an ilen 


naungann) Iprud) haben. N ya: 

Diejen Staaten gegenüber hat der Ddeutjche Ei Mer 
einen gewiljen Nechtsanjprud wegen Ber leben} feines 
Eigentums, wie bereits Dr a Dielen Staaten 


u en, im ee aß zu Be nn bei den. an 
Sruppen, das Zurüdbehaltungsreht nicht erwähnt wird. 
das Liguidationsverfahren diefer Staaten gilt aber noch weiter 
die Bejonderheit, Daß der Erlös unmittelbar an den Eigentümer 

zu zahlen. ift, vorbehaltlich “ dem ee I} 


Händlicht). : = 
Nach Artikel 935 hat Deutjchland 20 Milliarden‘ Ma 

Gold oder Waren bis zum 1. Mai 1921 zu zahlen. Es if 
recht exrjichtlieg, Inwiefern dieje VBorichrift mit der Ligwidati 
Deutihen Kane anigeus im Zufammenbang jteht. 
Ilrtifel 235 fann Deutihland auch mit feinem Auslandsper 
bezahlen. Die Illiierten haben aber nicht da3 ‚Rec 
„lttifel 235, dasjelbe heranzuziehen. 
fl Rah Artifel 260 fann der Wiedergutmagungsa 
‚binnen einem Jahre nad Ratififation verlangen, daß Deutichl 
alle Rechte oder Beteiligungen Deutidher an Sf Un 


*) jiehe Heilberg, Zeite 30: 
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nehmungen oder Konzefjionen in beftimmten Gebieten erivirbt 
und an den Wiedergutmadhungsausihuß überträgt. 

Zu diefen Gebieten gehören auch die abgetretenen deutjchen 
Zandesteile und Kolonien, jo daß in Diejfen Territorien eine Riquti- 
dation nad) Artikel 297 und 260 in Stage fommt. Dabei ift aller- 
dings zu beachten, daß die Anmeldepflicht gem. 8 10 für Dieje Ge- 
biete, wie oben ausgeführt, nicht in Stage fommt. Während nım 
im allgemeinen das Kiquidationsrecht der einzelnen alliierten oder 


 afloziierten Macht vorgeht, hat der Wiedergutmahungsausihuß 
ein Vorreht dor den neugegründeten Staaten; das ind Die 


Zihehojlomwafeit) und der Serbiid-Kroatiich- Siomwenifche Staat. 
Polen fällt nicht hierunter, da das polnische Liquidationsredht 
bejonders im Artikel 92 geregelt und bier ni Vorredht Des 
Wiedergutmahungsausichufles nicht erwähnt tit 

Auch bier ijt aljo Die Bahriheinlichfeit, Br: Der hekihe 
Eigentümer den Liquidationserlös direft ausgezahlt erhält, nicht 
allau groP. 


) Salih Ijay, Seite 16. 


% 
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8 18, 
Die Ausfunftspflict. 


Die Verfügungen über die der Liquidation unterliegenden 
Gegenjtande nach dem 10. Januar 1920 jind dem betreffenden 
Staate gegenüber umwirfjam. In vielen Fällen, insbejondere bei 
Wertpapieren, wird jedoch der feindliche Staat von der Verfügung, 
zum Beifpiel dem Verfauf an einen Ausländer, feine Kenntnis er- 
halten. Um biergegen ein Schußmittel zu haben, haben Die 
Alliierten und Ajloztierten Deutichland die Pflicht auferlegt, jeder- 
zeit auf Verlangen der beteiligten Macht Ausfunft über Gejchäfte 
zu erteilen, die feit dem 1. Suli 1914 in bezug auf Liquidation3- 
vermögen jtattgefunden haben. Dieje Ausfunftspflicht erfordert 
alio ein Verlangen. Man muß ferner annehmen, daß der be- 
teiligte Staat nicht Ichlehthin Ausfunft über alle Gejchäfte ver- 
langen fann, jondern jein Verlangen zu Ipezialifieren hat, da jonit 
dieje Verpflihtung eine unverhältnismäßig große Xajt be- 
deuten würde und faum praftiich durchführbar wäre. Zum Zinede 
der Durchführung diejer Verpflichtung ijt bereits ein Gejeß er- 
gangen, das in dem Anhang veröffentlicht wird. Danad) fallen alle 
Berfügungen, in3bejondere Veräußerungen, Belaftungen und Ver- 
pfändungen hierunter. Die Verpflidtung eritredt fih nur auf 
figquidierbares Dermögen, daher auch nicht auf jolches, Das erit 
nach dem 10. Sanıar 1920 von einem Nusländer auf einen 
deutichen Reihgangehörigen übergegangen ift. Zur Auskunft 
ind verpflichtet: 

1. deutfche ReichSangehörige, Die Eigentümer, Bejiter oder 
Inhaber der bezeichneten Gegenftände find oder jeit dem 
1. Suli 1914 gewesen find; 

2. deutiche Reichsangehörige, die als Rrandgläubiger oder - 
aus einem anderen Rechtsgrund zur Verfügung über 
einen ‚diejer Gegenjtände berechtigt jind oder jeit dem 
1. Suli 1914 gewesen find. Den in Ir. 1 und 2 bezeid)- 
neten Austunftspflidtigen jtehen ihre gejegliden Ber- 
treter jotwie die Verwalter von VBermögensmafjfen und 
Tonftigen Berfügungsberedhtigten gleich. 


—— my in 
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Abfchnitt ILL, | 
Die Liquidation in Rußland, China, Bulgarien Türfei und den 
abgetretenen Gebieten. 
8 19. 
Der Umfang. 


Während die Entente im Artikel 297 fi nur das Liqui- 
dationsrecht für Das deutiche Eigentum vorbehalten hat, das Tidy 
in ihrem Bereich befindet, ift im Artifel 260 die Konfisfation 
des Deutihen Vermögen? auch über Diejes Gebiet hinaus 
ven Mliierten und Afloziierten vorbehalten worden. In den Ge: 
bieten des Artikels 260 fteht daS Liquidationsrecht nicht der ein- 
zelnen alliierten oder afjoztiierten Macht zu, jondern dem Wieder: 
gutmahungsausicehuß, der beiteht aus je einem Vertreter von 
Amerika, Groß-Britannien, Sranfreih, Stalien und einem 5. Ver: 
treter, der entweder von Belgien, Iapan oder dem jerbijd)- 
froatijch-flomenifchen Staat geitellt wird. Der Artikel 260 ift 
jehr furz gefaßt und läßt viele LXiiden offen, zu deren Ausfüllung 
haufig auf dem Artifel 297 zuridgegangen werden muß, meil 
diefer Die Grundregelung der Liquidationsfrage enthält. 

Zur Durchführung Diefer Liquidation hat der Neidhs- 
minifter für Wiederaufbau bereit3 zur Anmeldung aller Rechte 
oder Beteiligungen an öffentlihen Unternehmungen oder Kon 
zeffionen in den betreffenden Gebieten bis zum 15. Mai 1920 
er, 

Auch bei Ddiejer Liquidation wird fie) zeigen, daR der aus 
dem Artikel 260 zu entnehmende Umfang einer eingehenden juri- 
jtifchen Erörterung bedarf. 

Unter Artifel 260 fallen: 

NKußland, China, Defterreih, Ungarn, Bulgarien, 
Zürfei jotwie die von Deutichland oder JEIRER Ver- 
biindeten abgetretenen Gebiete. 

Der Artikel 260 beitimmt ausdrüdlich, Daß da8 echt des 
Wiedergutmahungsausshuffes dem Liquidationsreht Der ein- 
zelnen alliierten oder afloziierten Macht naditeht.: Dies fommt 
beionders für die abgetretenen Gebiete und Kolonien in Trage, 
in denen die Alliierten und Nifoziierten ja das Liquidationsrecht 
nad Artikel 297 haben und der Wiedergutmahungsausihuß nad 
Artifel 260. Eine Ausnahme gilt jedoch hier für die Tichecho-Slo- 
tmwafeı und den ferbifch-froatifch-lomwentichen Staat, bei denen, tie 
bereit3 oben ausgeführt, das Necht des Wiedergutmahungsaus- 
Ichufjes vorgeht. 

&3 ift beitritten, ob mit „Rußland“ daS Gebiet des früheren 
Jukland oder das des Soimjet Rußland gemeint Jei. 


AR 


Dhfe im 1 Bank-Acchio, Sehe 170, ber Die uftal , 
daß nur das Gebiet der Sotwjet Republif gemeint jei, da jonft 
auch neugegründete Staaten, wie die Tichecho-Siomwafei, unter Ar- 
tifel 260 fielen. Dem widerspricht aber, daß ausdrüdlih im Ar- 
tifel 297 h für das Gebiet der Tichecho-SIomafei das Recht des 
Wiedergutmahungsausfhuffes als vorgehend bezeichnet ift, wo- 
vaus herborgeht, daß nach dem Friedensvertrag aud) die neuge- 
gründeten Staaten unter Artikel 260 fallen follten. E iftalo 
as „Rubland” das Gebiet des früheren Kaiferreichg zu ber 
ltehen. Mi 
Aus den bereits im S 11 angegebenen Gründen gehören au 
den „auf Orund des Friedenzvertrages abgetretenen“ Gebieten 
nicht die erjt auf Grund einer Abjtimmung abgetretenen Gebiete, 
da hier ja nodj außer dem Rechtsgrund Des Friedensvertrages #. 
noch eine entiprehende Abitimmung binzufommen muß. I. 
Exrmuß fih nun um Rechte oder Intereilen an öffentliden 
Unternehmungen oder Stonzeffionen in diejen Gebieten handeln. 
Die amtliche Deutiche Ueberjeßung forwie die Belanntmadung DB 
Wiederaufbauminifters jpricht hier von Beteiligungen. In dem 
Iert des Triedensvertrages heißt e3 jedoch „interets” bezw. 
„interests”, Diejer Ausdruf wird au im Artikel 297 gebrauht 
und ijt dort mit „Snterefje” überfeßt. Obfe a. a. DO. vertritt die 
Auffaflung, daß unter „Snterefje” im Artifel 297 nur dinglide 
Rechte zu veritehen find. Dem fann jedoch) nicht beigetreten werden, 
da aus dem $ 14 der Ilnlage zu Abjchnitt A hervorgeht, daß unter 
den Artifel 297 auch Forderungen fallen. Andererfeits it aber 
zu bedenfen, daß man im Artifel 260 nur Rechte und Intereffen 
an Unternehmungen von öffentlihem Nuten treffen wollte, alfa 
wicht das deutfche NHuslandsvermögen jchlechthin, jondern nur dad 
jenige, das eine bejondere Bedeutung für die Allgemeinheit hatte, 
Das jagen die Alliierten auch ausdrücklich in der Trac 1X We. 
11, Die ji} auf die Xiquidation bezieht. u 
Ä „Die alliierten und aflogiierten Mächte Yonnlar es im ee; 
Laufe des Strieges würdigen, welden Gebraud) Deutihland 
..pon der Stontrolle. zu maden in der Lage war, die 8 über 
‚ feine Verbündeten und über Rußland befaß. Sie fühlen fd 
daher berechtigt, Deutjchland jeden Anteil an der öffentliden 
‚Seivalt in diefen Ländern zu entziehen.” ae 
&3 Sollten alio politisch bedeutfame Nechte getroffen a: 0 
Unter diefem Gefihtspunft fallen daher nicht unter Artifel 60 ° 
gewöhnliche en Buchforderungen, Hppothefen fm. 
| Man muß ferner berüdfichtigen, daß e3 fich hier nicht, wie 
im Artifel 297, um Ermittlung deg gejamten deutichen u in 


RN EACH 
vermögens, jondern um Ausfchaltung des politifchen Einfliffes 
handelt; hier interejfiert nicht die Höhe der Werte, jondern ihre 
Art. Sit daher ganz allgemein befannt, daß fich Werte einer be- 
jtimmten Art in deutichen: Bejiß befinden, jo ijt bezüglich diejer 
eine fpezielle Anmeldung nicht erforderli. Dies gilt inSbejondere 
für die amtlich notierten Börfenmwerte, die alfo wient der Anmelde- 
pflieht nach Art. 260 unterliegen. 


N Berner fallen nicht Die Rechte an Gefelfchaften Darunter, die 

ie ein unter Artifel 260 fallendes Recht haben. So fallen 
e2 ‚ nit darımter Aftien eines holländischen Unternehmens, 
das jeinerfeit3 ein NReht an einem öffentlichen Unternehmen in 
Yußland oder China ufw, hat. Ebenjowenig fallen Aktien an 
. einem jolden deutichen Unternehmen darunter. Bereit der Zen- 
tralverband des Deutihen Banf- und Banfiergeiverbes hat darauf 
 Dingewiefen, daß jonft in einem folchen Fall Doppelt Liquidiert 
werden fonnte, nämlich jomwohl das Necht der Gejellichaft als au 
die Anteilvechte der Mitglieder an der Gejellichaft. 


Die Rechte und Intereffen brauchen noch nicht ausgeübt zu 
jein. E&3 genügt au, wenn die Anmwartichaft darauf bereits er- 
worben ijt. Sit 5. 9. einem Deutjchen das Recht eingeräumt 
worden, eine Stonzeljion nach jeinem Belieben zu erwerben oder 
nicht, jo ıft auch Diejes Recht gemäß Ilrtifel 260 anzumelden. 


&3 fallen unter Artifel 260 nur Nedte und Beteiligungen 
. an Unternehmen, die dem öffentlichen Nuten dienen. Die amt- 
liche Heberjegung des TFriedensvertrages und Die Befannt- 
madhung des Wiederaufbauminifters jprechen hier zwar nur von 
öffentlichen Unternehmen oder Sonzeflionen. Im frangdliichen 
Text heißt e3 jedod: „Tous droits ou interets dans toute 
entreprise d’utilite publique ou dans tout concession.“ Im 
engliihden Text heißt eg: „Any rigths and interests in any 
publie utility undertaking or in any concession,“ 

Der Begriff des Unternehmens von öffentliden Nuten tit 
teil3 weiter teil enger al der des öffentlichen Unternehmens; 
denn öffentliches Unternehmen ijt auch ein Unternehmen, das von 
öffentlich-rechtlichen Korporationen betrieben wird, ohne Unter- 
Ichied, ob e3 von öffentlihem Nuten ist oder nicht, und nach dem 
Wortlaut nicht unter Artifel 260 fallt. Unternehmen von öffent- 
lihem Nuten ijt ein Unternehmen, Das dem allgemeinen Wohl 
dient, ohne daß es von einer öffentlicherechtlicyen Rorporation 
betrieben zur werden braudt, wie 3. B. Kranfenhäufer, Gas- 
anftalten, Waflerleitungsunternehmen, Eijenbahn, Straßenbahn, 
Schiffahrtsunternehmen, Boft, Telegraphen, ZTelephongefell- 

icyaften, Hafengejellichaften, Gleftrizitätsunternehmungen ufiv. 


EOS 


Unter Konzeffionen find diejenigen Unternehmen zu ver- 
jtehen, Die zu ihrem Betriebe von dem Staate ausdrüdli u 


gelajjen find. it nach dem ©efete eines Staates jeder Geiwerbe- 
betrieb fonzeffionspflichtig, jo fallen Doch nicht alle diefe Fonzej- 


fionspflichtigen Unternehmen unter Artikel 260. Es follen dem | 


Sinne nad nur diejenigen darunter fallen, Die wegen Der be- 
jonderen Art ihres Unternehmens ausnahmsimeije Rn 
pflihtig find. 
Dieje Geiellihaften müffen ihre Unternehmen in dem an 

bezeichneten Gebiete betreiben. Vergl. engliiden Tert operating 
in russia 3 genügt alfo.nicht, wenn fie nur ihre Verwaltung 
in dem betreffenden Gebiete führen, während es andererfeits bei 
einem Unternehmen, das dort feinen Betrieb hat, gleichanlkig iit, 
imo feine Verwaltung geführt wird. 


Die Rechte und Interefjfen müfjen einem Dentichen juftehen, 
Die nähere Auslegung Diejes Begriffes 1jt bereit3 ım Abjichnitt I 
gegeben worden. Sie müflen ihm zum Zeitpunfte der Ratifi- 
fation zustehen, wa8 allerdings nicht ausdrüdlih im Artifel 260 
erwahnt it, fich aber aus dem Zujfammenhang ergibt!), da das 
va Natififation erworbene deutiche Eigentum nicht getroffen 
werden jollte. 

Demnadh würden nad einer Mitteilung des Defterreiiig- 
Ungarifchen Wirtichaftsverbandes für Dejterreih-Ungarn Rechte 
und Sntereifen an folgenden Gejellihaften in Betradht fommen: 
Naab-Dedenburger Eijenbahn, NRaab-Dedenburger Ebenfurther 
Eifenbahn, Budapeiter Straßenbahn - Gefellichaft, Ungariihe 
ofalbahn-Gejellihaft, Südbahn, Bufchtehrader Eifenbahn, Außig- 
Tepliter Eifenbahn. Nach einer unverbindliden Mitteilung des 
BYentralverbandes fommen ferner folgende ‚Gejelligaften in 
stage: 

Gzafathurn-gram 
Graz-Köflad 

Kalhan-DOderbg. 
Kronft.-Haromizef 
Lemberg-&zernomwiß 

Salzb. Eifenbahn und Tramnay 
Szatmar-Kagybanya 

Ber. Arad. und Czanader 
Rurjk. Riem. Most.-Kiem Woroneid 
Anatolien 

Drient Ei}. B. Betriebsge]. 


)1i.sS2. 


ONE 


Deutlich. Dftafrita 
Ramerun Eil. DB. ei. 
 Neu-Guinea 
Ditafr. Eif. B. ©el. 
NKaphta Broduft-Kol. 
Petersburg eleft. Beleuchtung 
Kuff. Allg. Elektr. 
Türf. Tabaf Negie 
sünffirchen Baris . 
Srager Trammay 
Deiterr. Ung. Banf 
Dangque Ottomane. 


Dagegen fallen nicht unter Artifel 260 die Aktien der Schan- 


tung Dahn, da für Schantung eine bejondere Regelung im Alr- 


tifel 156 getroffen tft. 

Tsallt eins der Erfordernifje fpäter weg, 3. B. ändert das 
Unternehmen jeinen Charakter, jo daß e8 nicht mehr von Hffent- 
lidem Nuten ift, jo fallt das Liauidationsredht wohl fort. Denn 
man will ja im Artifel 260 nicht da3 deutfche Muslandsvermögen 
ichlechthin treffen, jondern den politifhen Einfluß Deutichlands. 
Tallen die Borausfetungen des Artifel3 260 fpater weg, jo 1jt der 
Amer des Artifels 260 erreicht. Mar wird alfo annehmen millen, 
dag — anders als im Artifel 297 — nadträgliche eintretende 
Umjtände das Liquidationsreht des Artikels 260 beeinfluffen. 

Wenn alfo 3. DB. die South Weit Africa von jelbit aufgelöft 
werden jollte, jo würde eine den Mitgliedern gewährte bare Ent- 
Ihädigung nicht liquidiert werden fonnen. 


820, 
Die Durdführung. 


Auch bei der Liquidation nady Artikel 260 find zwei Stadien 
zu unterjcheiden | 
1. eine dem alle des 8 10 der Anlage ähnliche, vorbereitende 
 Uebermittlungspflicht, 
2, die Liquidation felbit. 

Die Ddeutjche Regierung hat dem Wiedergutmahungsaus- 
Ihuß in 6 Monaten, d. bh. alio bis zum 10. Suli 1920 eine Lifte 
aller in Betracht fommenden Rechte und Snterefien zunädjit zu 
übermitteln. Auf die in obiger Xifte verzeichneten Nechte und 
Snterejlen hat Deutichland zu Gunsten der alliierten und ufjogt: 
ierten Mächte im eigenen Namen wie in dem feiner Angedärigen 
zu verzichten. Die le&te Vorjchrift tft eine ganz befondere Härte. 


Sojfeph, Beichlagnahme. 3 


echt nich daß en ihre Greie richt fe 
ohne vorfäßlih oder fahrläffig zu Handeln. Auf Diefe 
würde wohl: der Wortlaut de8 8 8 des Enteignungsgejeße: 
vom 31. Auguft 1919 Anwendung finden, nach dem eine Ent 
|hädigung für die Entziehung von Gegenjtänden zu Gunjten der 
Alffiierten auch dann zu leisten ift, wenn die Entziehung in dem 


Sriedensvertrage felbit ausgejprochen oder als wirffam ift oder _ 


TSsriedensvertrage jelbit ausgeiprocdhen oder al3 wirflam anerfannt I 
ijt oder auf Orund des Friedensvertrages erfolgt). 


Bei der Form der Anmeldung muß aud) hier Ger a 
werden, daß ein großer Teil des PBublifums fi in Ungewikheit 
über den Umfang der Beichlagnahme befindet, und deswegen wahı- 


fcheinlih auch Nechte angemeldet werden ‚die nicht unter Artikel 


260 fallen. &3 ı1ft deswegen für forgfältige Nregiftrierung beim 
Wiederaufbauminifterium zu jorgen, damit das betreffende Neht 
unverzüglich wieder freigegeben werden fann, fei es, weile 8 nah 


Yuffaflung der Regierung nicht der Beichlagnahme unterliegt oder 


jei e8, dab vielleicht der Wiedergutmahungsausfhug 8 nid 
berausverlangt. Was im übrigen noch alles bei der Anmeldung 
anzugeben ift, ift nicht genau beitimmt; jedenfalls eine genaue 
Beichreibung des Rechtes nad) Art und Höhe. Was bereits zum 


Art. 297 über die Brüfung der Anmeldung durch die Regierung, 


über Die Schnelligfeit des Dejcheides und über die Zuläfligeitde8 
Nechtsweges gejagt wurde, gilt auch hier. Insbejondere empfiehlt 
es jich aut) hier nur vorbehaltlich aller Einwendungen gegen die 


Deichlagnahme anzumelden. 


Der Bievergutmahungsausihuß fann binnen einem Sabre, : on 
d. h. alfo bis 10. Sanıar 1921 verlangen, daß Deutichland jede 


Necht oder Anterefje erwirbt und fie dann binnen 6 Monatennay 
Geltendmadhung Diejes VBerlangens auf den Wiedergutmahungd- 


ausfchuß überträgt. Im welder Weife Deutfhland die Abtretung Rn 
diejer Nechte von feinen Angehörigen jpäter etiwa erzwingen joll, 
it nicht bejtimmt, wahrfjcheinlich wird e8 duch ein of N a 


Strafandrohung erjtrebt werden. 
Sn der amtlichen Heberfeßung heißt 68: 


„Der Wiedergutmahungsausfhuk Tann verlangen, bar a 


- Deutfchland alle NRechte — — — erwirbt.” Das ist jelbftveritand- 


li} fo auszulegen, daß der Wiedergutmahjungsausihuß das Ver- nn 
 Iangen aud) bezüglich eines Teils der Rechte, nicht nur init 


1) ebenjo Goldfehmidt-Zander ©. 142. 


a 


ihrer Gejamtheit, jtellen fann, wie jich inSbejondere aus dem eng- 
Iifchen Tert „any rights and interests“ ergibt. 

Hat Deutichland die Rechte erworben, jo fann der Wieder: 
gutmahungsausihuß verlangen, daß Jie ihm binnen 6 Monaten 
übertragen werden. Wird das Verlangen nicht geitellt, fo bleibt 
das Neid mit den Wertpapieren fiten. Ob die Enteignung in 
 Diefem Tall aufreciterhalten oder rückgängig gemacht werden fol, 
iit bisher noch von feiner Seite erörtert. Die angenehmfte Xöjung 
wäre e8, wenn man dem Eigentümer ein Wahlrecht augejtehen 
würde. Stellt der Wiedergutmadungsausihuß jedoch das Ver- 
langen, daß ihm die erworbenen Nechte übertragen werden, jo 
fann er es nur bezüglich der Gejamtheit der von Deutichland er- 
iworbenen Nechte tun (vergl. im franz Tert: „totaliteN, im 
enal:ı „all); | 

Der Wiedergutmadungsausichuß feßt den Wert Der über: 
tragenen Rechte und Sntereilen fejt und jchreibt Deutichland Die 
entiprehende Summe auf die Wiedergutmahungsihuld gut. 
Während aljo im Artifel 297 die Mächte fich dDireft an daS Deutjche 
Auslandsvermögen Halten, hat im Artikel 260 der Wiedergut- 
mahungsausihuß nur das Recht, von Deutjchland die Ausliefe- 
rung feines Vermögens zu verlangen. Audy in diefenm alle aber 
bat Deutichland Die Verpflichtung, feine Angehörigen für die Ent- 
aiehung ihrer Nechte zu entichädigen. Darüber fiehe Näheres im 
Abjichnitt V. Zur Durdführung der Liquidation nad Art. 260 
hat der Reihsminifter für Wiederaufbau bereit3 Dazu aufgefor- 
dert, bis zum 31. Mai 1920 alle Nechte und Beteiligungen an 
öffentlichen Unternehmungen oder Konzeilionen in den Schuß- 
gebieten beim Wiederaufbauminiiterium Wilhelmftr. 62, in den 
andern Gebieten beim Landesausichuß der preukiichen Handel3- 
Tammer Berlin, Klojterjtr. 41 anzumelden. Ylnzumelden find aud 
Uebereinfünfte, Die mit deutfchen Neichsangehörigen megen - der 
Ausführung oder des Betriebes von öffentlichen Arbeiten abge- 
ichlofjen worden Jind, fomwtie Unterkongeflionen oder Abjchlüffe, Die 


“mit deutfchen NReichsangehörigen in Erfüllung Ddiejer Heberein- 


fommen getätigt worden jind. Anmeldepflichtig find die Inhaber 
der Nechte, Beteiligungen oder Anmwartichaften — demnach nicht 
Banken, die für ihre Kunden nur Wertpapiere aufbewahren. Vor- 


 Jjäßlide Zumwiderhandlungen werden mit jtrenger Strafe bedroht 


Tserner wird in der Bekanntmachung darauf hingewiesen, daß Die 

nicht angemeldeten Nechte nach dem Friedensvertrag al3 verzichtet 

gelten. | 

Die nähere Auslegung diefer Befanntmacdhjung ergibt fich aus 
dem in $ 19 und 20 Ausgeführten, | 


3*+ 


Abichnitt IV. 


8:21, 
Shantung und Maroffo, 
Schlieglih find nod einige Sonderbeftimmungen für. 
Maroffo und Schantung getroffen. Nach Artifel 145 hat Deutidh- 
land die Uebertragung der Aktien zu veranlafjen, die den Anteil 
Deutihlands am Kapital der maroffanifhen Staatsbanf dar- 
jtelen und zwar auf eine von der franzöfiihen Negierung be- 
ftimmte PBerjönlichfeit, Der von dem Wiedergutmahungsaus- 
Ihuß angegebene Wert Diefer Aktien wird an diejen Ausjichuß be- 
zahlt und Deutihland auf die Wiedergutmahungsihuld gut- 
gejchrieben. ES ift Sade Deutjchlands, aus diejen Beträgen jeine 
le su entihändigen. 

Auch hier ift Vorausjegung, daß Diefe Altien der marot 
Kanifchen Staat3banf einem Deutfthen in dem im Mbichnitt 1 
erörterten Sinne zum Zeitpunkfte der Ratififation zugejtanden 
haben, Die Durchführung der Liquidation ift analog der des 
Artitel 260 zu behandeln, jedod) ift bier die Durchführung der 
Liquidation jon als obligatoriich Dingeftellt, jo daß ein Ver: 
langen de8 betreffenden Teiles in einer bejtimmten Zeit nieht mehr 
ausgejproden zu werden braudt. Terner 1jt für die Dur 
führung der Liquidation Deutfchland eine beitimmte Friit nit 
gestellt und jchlieglid brauchen hier die Anteile nicht erit der 
franzöfiichen Regierung zum Yivede der Orientierung übermittelt 
zu werden; Dieje HUebermittlung wäre ja auch zmedlos, da über 
die Liquidation nicht erit Beichluß gefaßt‘ werden fol, wie im 
alle des Artifels 260 und Artikels 297, fondern da die Liqui- 
dation bereits feit beitimmt ift. | 

Nach Artifel 156 gehen ferner alle deutichen Rechte, in3- 
bejondereanden Grubenundander®&ijenbahn 
im Gebiete von Tfingtau—Tfinanfu, famt Zmweigftreden einjchließ- 
lih Yubehörs jeder Art, der Bahnhöfe, der Yagerräume, des feiten 
und rollenden Materials, der Gruben, ihrer Betriebsanlagen und 
ihres Betrieb3material3 mit allen zugehörigen Nechten und Bor- 
rechten auf Sapan über. Bei Diefer Beitimmung gingen die Ali: 
terten von der Nuffaflung aus, daß die Eifenbahn und Bergmwerfe 
im Eigentum des deutichen Keiches ftünden. Nachdem die Deutjche 
‘stiedensdelegation jedoch darauf aufmerffam gemacht hatte, daß 


da Gegenteil der Tal fei, erklärten fie fich bereit, mit den ° 


eiivaigen Brivatrechten Deutjcher Staatsangehöriger nad den alle 
gemeinen Grumdjägen zu verfahren. Der Nachweis, dat die Rechte 
an der Eifenbahn fi) in Brivathäanden befinden, wird Deutichland 
leicht gelingen. Mlsdann dürften auf das Verfahren der Liaui- 


Ka 
er 


NS 88 


dation die Grundjäte des Artifels 297, nicht die des Artikels 260, 
Anwendung finden, da e3 Jid um eine Liquidation zu Guniten 
einer bejtimmten Macht, Sapans, handelt, nicht zu Gunften des 
Wiedergutmahungsaugsichufles. Daraus ergibt ji, daß auch im 
übrigen die im Abjchnitt 1 und 2 geihilderten Grundfäte An- 
wendung finden, in3bejondere die des 8 16, da Iapan fich dem 
Verrehnungsperfahren nicht angeihlofien hat. Da dem Ber- 
nehmen nad den japaniichen StaatSangehörigen feine erheblichen 
Schadenserjaßanfprüche entitanden ind, bejteht die begründete 
Hoffnung, daß die Entihädigung für die Entziehung der Schan- 
tung-ftien der deutichen Negierung oder den Befitern jelbit in 
der von Japan feitgejegten Höhe ausgezahlt wird, daß aljo Die 
Entihädigung nicht wie bei anderen Staaten zur Befriedigung 
von Schadengerjabanfprücden der feindlihen Staat3angehörigen 
verwandt wird. 


h 


Abjichnitt V. 
82, 

Die Entfhädigung. N 
Der Erlös der Kiquidation wird den Eigentiimenn bon pei 
Staaten, die dem Verredmungsverfehr angejchlojjen find, über 
haupt nicht, von den übrigen Staaten nur in gewiß jehr jeltene: 
Sälen ausgehändigt (jiehe oben $ 15 und 16), jondern den 
 Deutjhen Reich gutgejchrieben. Deutichland hat die auf | } 
Weife Enteigneten zu entjchädigen. | 
Dur Gejeß vom 31. August 1919 ift die Trage der Ent 
Ihädigung für die infolge des Triedensvertrages ftattfindenden 
Enteignungen geregelt. Danad) hat die Enteignung gegen ange 
mefjene Entihädigung zu erfolgen. ‚Sm einzelnen jtellt Der zus 
ftandige NeichSminifter im Einverjtändnis mit den Neiche- 
minijtern der Sinanz und Juftiz Richtlinien für die Art und den 
Umfang der Entihäadigung auf. Diefe Richtlinien bedürfen der 
Zuftimmung des Reichsrates und eines von der Nationalverfanım- 
lung zu wählenden NAusihuffes von 15 Mitgliedern. Die Ent- 
Ihädigung wird don der Enteignungsbehörde oder einer anderen, 
pon dem zuftändigen Neihsminifter bezeichneten Stelle fejtgejeßt. 
Kann die Teitjegung oder Die Auszahlung nicht fofort erfolgen, 
jo fann in Antenung auf die Entichadigung ein Borihuß be ; 
willigt werden, i 
Gegen die TeitleBung der Entihadigung fann En 
6 Monaten von der Zuftellung des Fejtjeßungsbeicheides an die 
Entieidung des Neihswirtichaftsgerichts nachgefucht werden, 
ig endgültig über die Art und den Umfang der Entihädigung 
efindet, Hal 
Der Umfang der Entihädigung muß alfo angemefjen fein. 
Die gefamten Umstände auf beiden Geiten, jorwohl die wirtihafte 
liche Ieotlage des Neiches al auch etivaige große Kursgewinne des 
Privatmanns find zu berücdfichtigen. E&3 ift an und für fi} mög 
lich, daß bei der Liquidation Erlöfe erzielt werden, die über den 
wirklichen Wert der Sache hinausgehen, bejonders, wenn man 
bedentt, daß die Preife im allgemeinen im Verhältnis zu der 
deutihen Dalıtta nicht ausgeglichen find; es ift aber viel wahr- 
icheinlicher, daß Die Liquidationserlöfe zumeift hinter dem Werte 
der Güter zurickbleiben, zumal ja Den Eigentümern Rechts: 
bebelfe wegen Berjchleuderung ihres Vermögens in der Mehrzahl 
der Fälle nicht zuftehen. € wäre daher feine ausgleichende 
Zöjung, wenn man den Eigentümern nır den Betrag gewähren 
wollte, der fich bei der Liquidation ergeben hat, fondern e8 muß 
angejtrebt werden, daß denjenigen, die durd) Die se 


4 


ran 


ihres Vermögens einen bejonders großen Schaden erlitten haben, 
über Diefen Betrag hinaus eine angemeffene, Entihädigung ges 
Behr tpird, Diefe Stage joll in bejonderen Nichtlinien geregelt 
werden. 

Was insbejondere die Frage der Entihädigung für Die 
Liquidation von Wertpapieren anbetrifft, jo ging man bisher von 
der Nuffafiung aus, daß im $ 10 ja die Beichlagnahme der auSs- 
landiihen Wertpapiere Schlehthin angedroht war, jo daß die AIIL- 
gemeinheit jeit dem 10. Sanıar 1920 Damit rechnen mußte, 
Snfolgedeffen hielt man für angemefjen eine Entihädigung zu 
dem Tagesfurje, jedoch nicht über den Kurz vom 10. Sanırtar 1920 
hinaus, 

Wir haben jedoch gejehen, daß der 8-10 eine wejentlich andere 
Bedeutung hat und Die Liquidation felbjt nicht ansrdnet. 3 
liegt daher nach unferer Auffaflung fein Grund vor, auf die Ent- 


 Ihadigung ausländischer Wertpapiere andere Grundjäße anzu 


wenden al3 auf die Entihädigung des übrigen Auslands: 


_ Dermögeng, 


Zu demfelben Ergebni3 fommen wir aber auch) noch aus 
anderem Grunde. Der Unterjchied zwiichen dem Liquidations- 
erlös der ausländischen Wertpapiere und dem Kurs vom 10. Ja 
nuar 1920. wird vorausfichtlicd ein erheblicher fein, troßdem er fi 
ingivijchen infolge der Verbefjerung der Mark verringert hat. Der 
Liquidationserlös wird in manden Fallen jogar ein Vielfaches 
des Kurjes betragen. So ergibt 3. B. der Kursftand der „Kana- 
2a5" am 10. Sanuar 1920 von 1033 % zu nominal 1000 Dollars 
10 330 Dollars = 43 386 M. Legt man aber der Entjchadigung 
einen Ne Yorker Kurs beijpieläweie von 122 9% zu Grunde 
+ 60 % Dividende, jo ergeben fih 182 %, das wären zu einem 
Dolarfurs von 50 M. 91000 M. 


Die Tolge einer zu geringen Entihädigung wäre, daß für 
einen großen Teil de8 Bublifums die Verjuhhung beitiinde, die 
Wertpapiere nicht anzumelden, fondern jie dem Eifeftenjchleidy- 
handel ausauliefern; eine jede jolche VBerfuhung ijt aber heute im 
Snterefje Der Sefegesmoralität zu vermeiden. Nud; vom fauf- 
männijchen Standpunft aus würde der Staat gut tun, nicht eine 
jo große Differenz zwijchen Liquidationserlös und Kurz dom 
10, Sanuar 1920 einzufteen, da e8 nicht nur auf die Höhe des 
einzelnen Gewinnes, fondern auch auf die Anzahl ankommt, die 
fteigen mwirde, wenn die Enteignungsmaßnahme nicht einen jo 
fonfisfatoriiden Charakter haben würde. Ferner ijt noch ein- 


2 gewendet worden, daß die Regierung die Umfäate der auslandiichen 


Wertpapiere nicht hätte zulaffen dürfen, gejchtveige denn, Die 


a 


Stempelfteuer einziehen dürfen, und daß fie die Beichlagnahme u 
diejer Wertpapiere ebenjo gut wie die der feit verzinsliden Hite 


anordnen fonnen. Schließlih fann man noch jagen, daß es ein 
‚DBörjengeihäft ohne Rififo wäre, wenn die Regierung nur die 
niedrigeren Sturje für fich, aber nicht die höheren Kurfe im Ver- 
bältnis zum 10. Januar 1920 gegen jich gelten läßt. ES ijt Daher 
zu fordern, daß bei der Entihädigung ein angemefjener Liqui- 
dationserlös den Eigentümern gewährt wird und nicht etwa nur 
der Kurs vom 10, Januar 1920 vergütet wird, | 

Nunmehr hat die Negierung am 11. Mai 1920 mitgeteilt, 
daß für Wertpapiere, die nach $ 10 der Anlage und nach Art. 145 
des Tsriedensvertrages enteignet werden, eine Entichädigung in 
Höhe des Liquidationserlöfes gezahlt werden joll. 

Die Entfhädigung für die Schantung-Bahn joll nad) dem 
Werte erfolgen, den das gejamte Eigentum deer Schantung-lftien- 
Seiellihaft in China am 25. Suli 1914 in merifaniihen Dollars, 
umgerechnet in Reihswährung zum QTagesfurfe, gehabt hat. Als 
Tagesfurs foll der Tag der vollendeten Abrechnung gelten. Zur 
Ermittlung des Wertes der Schantung:Gefellichaft hatte jich die 
Negierung an die Gejellichaft gewandt. Die Gejellihait hatte 
erklärt, daß der Bilanziwert der Schantung-Bahın dem tatfädhligen 
Wert nicht gereit wird, fondern, wie bei jehr vielen anderen großen 
Gejellfhaften, weit hinter dem realen Wert zurüdbleibt. Demt- 
gemäß wird auch die Berechnung des Wertes nicht bilanzmäßig 
fondern nad) dem tatjähliden Wert erfolgen. 

Da fein Anlaß beiteht, die übrigen Wertpapiere, namlih 
diejenigen, Die gemäß rtifel 260 beichlagnahmt werden, anders 
zu behandeln, beiteht die Ausficht, daß auch für dieje mindejtens 
der Liquidationserlös gezahlt wird. 

Die Regierung hat ferner mitteilen laffen, dat die Abficht 
beiteht, für die nach Art. 297 zu beichlagnahmenden Wertpapiere 
Ablieferungsicheine auszustellen, die an der Börje gehandelt 
werden fünnen. Man will auf diefe Weife verhindern, daß Die 
Bejiter der ausguliefernden Wertpapiere auf lange Dauer hinaus 
ihr Vermögen in diejen Objekten feitlegen und in ihren DiS- 
pojitionen gehindert werden. Denn die Enticheidung über die Be- 
Ihlagnahme wird nicht fobald erfolgen und auch Vorihüffe werden 
jo jhnell nicht geleijtet werden fönnen. Es ift daher zwedmäßig, 
wenn, wie von der Regierung beabjihtigt wird, die Wertpapiere 
gegen börjenfähige Ablieferungsiceine ausgetaufcht werden. Die 
Ablieferungsicheine verkörpern in 1. Linie als Wertpapiere das 
beihlagnahmte VBermögensredht, in 2, Yinte den Anfpruch auf den 
Ligumdationserlös. Wer alfo einen folden Mblieferungsfcein er- 
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wirbt, fann, wenn das Necht nachträglich freigegeben wird, das 
Kecht geltend machen, andernfalls den Anfpruch auf den Liquida- 
tionserlös. &3 wäre aber ziwedmäßig, auch für die gem, Art. 260 
beihlagnahmten Wertpapiere Ablieferungsicheine auszuftellen. 

Wie wir gejehen haben, droht den Eigentümern aber außer 
der Liquidation auch noch die Sefahr der Zurücdbehaltung. In 
welcher Korm bier der Eigentümer entichädigt wird, ift bisher noch 
nirgends erörtert worden. In Betradht fommt hier S 6 des Ent- 
eignungsgejeßes: „Ebenfo muß für VBermögensanteile, die eine - 
Beihhlagnahme zur Zolge haben, wenn fie nicht zur Enteignung 
führen, angemejjene Entihädigung gewährt werden.“ Bedentt 
man, daß die YJurücbehaltung den Eigentümern unter Umftänden 
ihr Eigentum auf Sahre hinaus entziehen fann, jo erjcheint als 
beite Xöjung, wenn man den Eigentümer wählen läßt, ob das 
eich daS zurücbehaltene Vermögen gegen Entichädigung über- 
nehmen joll oder ob er e8 — gegen eine billige Entihädigung für 
die Entbehrungszeit — behalten will. Wahricheinlich wird jedod 
beitimmt werden, daß in diejen Fallen die Eigentümer jchlechthin 
entiehädigt werden jollen und daß das Eigentum dafür auf das 
Deutjche Reich übergehen joll. 


Ynhang. 


De einihlägige Teet des tie 
POL Und Die RER E UA RED EN 


Urtitel 297. 


u vor, alle den ee en oiet en Do | pn 
a en bei N D a q 


Sntereffen ee noch. He en Bu a 
Deutjche NReichsangehörige, Die auf Grund des gegentoä 
Vertrags von Rechts wegen die StaatSangehörigkeit einer allii 
oder aflogtierten Macht eriverben, gelten nicht als Beulen | 
angehörige im Sinne diefes Abjakes, i a 
6) Der Kaufpreis oder der Betrag Der Entfejädigu 1q 
Ausübung des in Abjab b beftimmten Rechtes wird gemä 
 Abihäkungs- und er “= 19 


Iiquidiert worden ub 


2 1. Someit die Mä In dem Mbignitt IT eher Ynlagı 
treten, werden die erwähnten Erlöje und Guthabe 
Macht, melcher der Eigentümer angehört, durd B 
fung des im genannten Abjenitt und jeiner Anla 

 gefebten Prüfungs- und Ausgleihgamtes qutgefi 
mit jedem Heberihuß u a 11 
un Artikel Da DV | 


hi ENBESE 
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2 Soweit die Mächte dem Abfchnitt III nebit Anlage nicht. 
beitreten, ift der Erlös der von Deutfchland zurüd- 
 behaltenen Güter, Rechte und Intereffen jowie der von 
ihm einbehaltenen Darguthaben der Staatsangehörigen 
der alliierten und affoziierten Mächte unverzüglich an den 
Berechtigten oder an feine Regierung auszuzahlen. Sede 
alliierte oder afjoziierte Macht Tann über den Erlös der 
von ihr in Gemäßheit ihrer Gejeße und Verordnungen 
beihlagnahmten Güter, Rechte und Snterefjen fowie über 
die joldermaßen beijlagnahmten Barguthaben der 
deutjhen NeichSangehörigen verfügen und jie zur De- 
zahlung der in diefem Artifel oder in $ 4 der beigefügten 
Anlage näher beftimmten Anfprüche und Rorderungen 
verivenden. ede3 Gut, Recht oder Intereffe beziehungs- 
eije jeder Erlös aus der Liquidation folden Gutes oder 
jedes Barguthaben, über welche nicht nad dem Xor- 
tehenden verfügt wird, fann von der genannten ( alliierten 
oder alloziierten Macht zurücbehalten werden. Sn diesem - 
Tall wird mit feinem Geldiwert nach Artikel 243 verfahren. 


Bei Liquidationen in den neıten Staaten, die al alliierte 
und afloziierte Mächte Signatarmädte des gegenwärtigen Ver- 
trage jind, oder bei Xiquidationen in den Staaten, die an den von 
Deutihland zu zahlenden Wiedergutmahungen feinen Anteil 
haben, ift der Erlös aus den von der Negterung diefer Staaten 
porgenommenen Liquidationen unmittelbar an die Eigentümer 
zu zahlen; Dabei bleiben jedoch die dem Wiedergutmackhungsaus: 


Ihuf nach dem gegenwärtigen Bertrage, inSbejondere nad ven 


Artifeln 235 und 260 zuftehenden Rechte vorbehalten. Weift der 
Eigentiimer vor dem in Abfchnitt VI diejes Teiles :vorgejehenen 
Gemifchten SchiedsgerichtShof oder vor einem von diefem Gericht 
ernannten Schiedsrichter nach, Daß die Berfaufsbedingungen oder 
irgendwelche von der Regierung de3 betreffenden Staates aufer- 
halb feiner allgemeinen Gejeßgebung ergriffene Maßnahmen den 
Preis unbillig beeinträchtigt haben, jo ift der Gerichtshof oder der 
Schiedsrichter befugt, dem Berechtigten eine angemefjene Ent- 
Ihadigung zuzubilligen, die ihm der genannte Staat zu zahlen hat. 

1) Deutichland verpflichtet fich, feine Angehörigen wegen der 
Liquidation oder Einbehaltung ihrer Güter, Rechte oder Inter: 
ejjen in den alliierten oder afjoziierten Xändern zu entjchädigen. 


a, eo, nl 


: Anlage. 
8A. 


Die Güter, Rechte und Intereilen der deutichen Peichgange- ee 


börigen auf dem Gebiet einer alliierten oder afjoziierten Macht, 
fotwie der Neinerlös aus ihrem Verkauf, ihrer Liquidation oder 
den fonftigen Uebertragungsordnungen fünnen durd) diefe Macht. 


belastet werden: an erjter Stelle mit der Bezahlung von Schadens: \ 


beträgen, die auf Grund von Ansprüchen ihrer eigenen Staats 
angehörigen mit Bezug auf ihre in Deutihland gelegenen Güter, 
Nechte und Intereffen einichliegli der Gejellichaften oder Ver- 
einigungen, an denen jie beteiligt find, oder auf Grund von Torde- 
rungen gegen Ddeutiche Reichsangehörige gejguldet werden; ebenjo 
mit der Bezahlung von Erjaßanfprüchen, die auf Handlungen der 


deutichen Negierung oder irgendeiner deutichen Behörde gegründet 


werden, welche nach dem 31. Juli 1914 und vor dem Eintritt der 
beteiligten alliierten und afjoziierten Macht ın den Krieg begangen 
find. Die Höhe folder Erfaganiprüde fanın von einem Scieds- 
tichter fejtgefeßt werden, der von Herrn Gustav dor, wenn er 
Dazu bereit ift, andernfalls von dem im Abjehnitt VI vorgejehenen 
Gemifhhten Schtedsgericht3hof ernannt wird. An zweiter Stelle 
fonnen Jie belastet werden mit Zahlungen von Schadensbeträgen 
auf Erjaßanfprücde der eigenen StaatSangehörigen einer jolden 
alliierten und affoziierten Macht, die auf ihre im Gebiete der 

anderen feindlihden Mächte gelegenen Güter, Nechte und Inter 
ejjen Bezug haben; Dies gilt indes nur injomweit, al3 dDiefe Schad- 

foshaltung nicht auf andere Weifeserfolgt ift. | 


89, 

Güter, Rechte und  Intereffen der deutjhen Neichsan- 
gehörigen unterliegen weiterhin bi zur Durdführung der im 
Artikel 297 Abfat b vorgesehenen Xiquidationen den im Hinblid 
auf fie getroffenen oder zu treffenden außerordentlichen Kriegs- 
maßnahmen. % 

8 10. | 

Deutfhhland übermittelt binnen jeh8 Monaten nad) Infraft- 
treten de3 gegenwärtigen Vertrages jeder alliierten oder afjozı- 
ierten Macht alle in Händen feiner Angehörigen befindlichen 
Verträge, Beicheinigungen, Urkunden und fonjtigen Eigentums- 
titel, die fi auf Güter, Nechte und Intereiffen im Gebiete der 
betreffenden alliierten oder afloziierten Macht beziehen. Unter 
diefe Güter, Rechte und Antereffen fallen au Mftien, Schuld- 
perichreibungen oder fonftige Wertpapiere aller durch die Gefeb- 
gebung diefer Macht zugelaffenen Gejellichaften. 


aA 


Deutfchland erteilt jederzeit auf Verlangen der beteiligten 
alliierten oder afjoziierten Macht jegliche Auskunft über &üter, 
echte und Snterefjen der deutjchen Neichsangehörigen im Gebiet 
ver - beteiligten alliierten und aan Macht jowie über Die 
Gejchäfte, die feit dem 1. Juli 1914 in bezug auf jene Güter, 
Necte und Interefien etwa jtattgefunden haben. 


8 14. 


Auf Schulden, Guthaben und Abrehnungen finden die Be- 
jtimmungen des Artikels 297 und Diejer Ilnlage, betreffend Güter, 
echte und Intereflen in Keindesland und den Erlös ihrer Liqui- 
vation, Anwendung; Abjcehnitt III regelt nur die Art und Weile 
der Zahlung. 

Someit von den alliterten und affoziierten Mächten, ihren 
Kolonien oder Proteftoraten oder einem der englifhen Dominien 
oder Sndien, die Erklärung nicht abgegeben wird, daß fie dem 
Abjchnitt LIT beitreten, finden zwifchen Deutichland und ihnen und 
swilchen ihren beiderfeitigen StaatSangehörigen bei Regelung der 
von Artikel 297 betroffenen Tragen die Beitimmungen des Ab- 
ihnitt3 III über die Währung, in der die Bezahlung ftattfinden 
joll, und über den Umrehnungsfurs und die Zinfen Anwendung, 

e8 jei denn, daß Die Negierung der beteiligten alliierten oder afjozi- 
* ierien Macht Deutichland binnen jehs Monaten nad) Infraft- 
treten de3 gegenwärtigen Vertrags mitteilt, daß die erwähnten 
Beitimmungen nicht zur Anwendung gelangen follen, 


Wrtifel260, 

Unbejchadet des auf Grund des gegenwärtigen Vertrages 
pon Deutjchland ausgeiprochenen VBerzichts auf eigene Nechte oder 
rechte jeiner Angehörigen fann der Wiedergutmahungsausiehuß 
binnen einem Sahre nad Intrafttreten des gegenwärtigen Ver 
trages fordern, daß Deutichland alle Kechte oder Beteiligungen 
Deuticher NeichSangehöriger an allen öffentliden Unternehmungen 
oder Konzejlionen in Rußland, China, Dejfterreih, Ungarn, Bul- 
garien, der Türfei, den Beiibungen und zugehörigen Gebieten 
diefer Staaten oder in Gebieten, die früher Deutjchland oder jeinen 
Verbündeten gehört haben und auf Grund des gegenwärtigen Ver- 
trages abgetreten werden müfjen oder unter die Verwaltung eines 
Mandatars treten, erivirbt; anderjeit3 hat die Deutjche Regierung 
binnen jehs Monaten nad Geltendmachung diejer Forderung die 
Sejamtbeit diejer Nechte und Beteiligungen jowie alle Rechte und 
Beteiligungen, die Deutjchland etwa jelbit bejitt, Dem Wiedergut- 
mahungsausfhuß zu übertragen. 

Deutfchland übernimmt die Verpflichtung, feine auf Dieje: 


u 


\ Weife enleaelen Onaehörtgen au entfojädigen. ar ® erg; 
 madungsausjchuß jeßt den Wert der übertragenen Nechte ıınd 
teiligungen fejt und jchreibt Deutjchland. die entfpreche e 
Summen auf die Wiedergutmahungsihuld gut. Die deutfch 
Rn hat „gem Wiedergutmahungsausichuß binnen 


porben oder nur Nahe oder no Be a Am 
und hat zugunften der alliierten und afjoziierten Mächte jomohl 
in jeinem eigenen Iamen tie in dem jeiner Angehörigen auf alle 
obigen Necdhte und Beteiligungen, die in der Bor Rift 
etwa nicht verzeichnet find, zu veridten. IR nn 
Urtirel ib6, | 

Deutichland verzichtet zugunsten Sapans auf alle . Rechte, 
Anjprüche und Vorrehte — insbefondere joweit fie auf dag Ge- 
bie! von Kiautihau, die Eifenbahnen, die Gruben und Unterjee- 
Tabel Bezug haben —, die Deutichland auf Grund feines Vertrages 
mit China vom 6, März 1898 jomwie durch alle Bu die 
Provinz Schantung betreffenden Abkommen erworben bat. 
- Ile deutfchen Rechte an der Eifenbahn Tingtau-Tfinanfu 
jamt Biweigftreefen einfchlieglich des Zubehörs jeder Art, ver Bahn 
höfe, der Lagerräume, des feiten und rollenden Materials, der 
Gruben, ihrer Betriebsanlagen und ihres Betriebsmaterial 
twerden und bleiben mit allen zugehörigen echten und Vorrenhten 
japanisches Eigentum. =. 
INDIE Unterjeefabel de3 Deutihen Reis von Tingtau nad) 
Schanghai und von Tfingtau nah Tichefu gehen mit allen dazu 
gehörigen Nechten, Vorrehten. und Eigentumsrechten on 
vollig frei und unbelajtet auf Dapan über. 


Artifel 145. 


Die Ddeutige Regierung veranlaßt Die Vebertragumg, de 
Aktien, Die den Anteil Deutichlande am Kapital der maro: 
fanijhen Staatsbanf darftellen, auf die von der frangoftigen 
Regierung beitimmte PVerjönlichfeit. Der von dem Wiedergu: 
mahungsausshuß angegebene Wert diefer Aktien wird an diefen 
Ausihur bezahlt und Deutichland auf die Wiedergutmadungs- 
ichuld gutgefchrieben. &8 ift Sache der deutichen Negierung, as. 
diefem Anlaß ihre NeichSangehörigen zu entfhädigen. 

Dieje Mebertragung läßt die Verpflichtung zur Rhdsan line j 
‚etwaiger Schulden unberührt, Die von deuticyen Neichsangehörigen 
der matroffaniichen Staat3banf gegenüber eingegangen N 
find. 


AN, 


Befanntmadung vom 12, Mai. 
Auf Grund der 88 1,4 und 5 des Gefeßes über Enteignungen 


und Entihädigungen aus Anlaß des Friedensvertrages zwischen 


Deutihland und den alliierten und afjoziierten Mächten vom 
31. August 1919 (Neich8-Gefebbl. ©. 1527) wird im Einvernehmen 
mit dem ReihSminifter der Tinanzen folgendes bejtimmt: , 

S 1. Deutjche Reichsangehörige einjchließlich der in Deutich- 
land anfäjligen juriftijcden Berjonen und Gejelliaften haben in 
der Zeit vom 15. bis 31. Mai 1920 folgende in ihrem Eigentum 
ftehende Gegenstände anzumelden: Wertpapiere, Zertififate, Ge- 
fellihaftsperträge und jonftige rechtserheblide Urkunden, Die ic 
auf Güter, Rechte und Sntereifen in dem Gebiet des britifchen 
Keichs, Tranfreichs, Italiens, Japans, Belgiens, Boliviensz, Bra- 


_ filiens, Guatemalas, PBerus, Bolend, Siams, der Tichecho-SlIo- 


mwafei, Uruguays, Kubas, des Serbifch-Kroatifch-Slowentichen 
Staates, Griechenlands und Portugals jowie der Kolonien, Bes 
fißungen und Broteftorat3länder diejfer Staaten beziehen, ein- 
ihlieglih Aktien, Schuldverjcreibungen und jonjtiger Wert- 


 papiere, jofern fie von Bejellichaften ausgegeben find, die zur 


Zeit des Infrafttretens des TFriedenvertrages gegenüber einer 
der boritehend bezeichneten Mächte ihren Sit im ©ebiet Diefer 
Macht hatten und gemäß dem Ktecht dDiefer Macht zugelaffen waren. 

Die Anmeldepflicht erjtredt jicy nicht auf Wertpapiere, aus 
denen einer der in Abjat 1 bezeichneten Staaten oder in diejen 
Staaten belegene Gemeinden oder andere öffentlich-rechtliche Kör- 
perigpaften als Schuldner haften, joiwie auf Güter, Rechte und 
Sntereffen in den Dur den riedenspertrag abgetretenen 
deutihen Reich: und Schußgebieten. 

Die Anmeldepflicht eritredt fi nicht auf Gegenstände, Die 
fih zur Zeit des Snfrafttretens des Triedensvertrages mit einer 
der in Abjat 1 bezeichneten Mächte im Gebiet diefer Macht be- 
fanden, joiwie ferner nicht auf Gegenjtände, die nach diefem Zeit- 
A aus ausländijchem in deutjches Eigentum übergegangen 


. find, 


Der Friedensvertrag ist in Kraft getreten im Verhältnis zu: 
dem britiihen Reich, Frankreich, Stalien, Japan, Belgien, Boli- 
pien, Brafilien, Guatemala, Beru, Polen, Siam, der Tiehecho- 
Siomafei und Uruguad am 10. Sanuar 1920, dem Gerbiich- 
Kroatiih-Sloweniihen Staat am 10. Februar 1920, Kuba am 
8. März 1920, Griechenland am 30, März 1920, Bortugal am 
8. April 1920. 

Somweit im Ausland befindliche Gegenstände anzumelden 
find, ift der ee anzugeben. 


I AAN 


Erfolgt die Anmeldung nicht durch den Eigenkäm fo ie 
deifen Name und Wohnort anzugeben. nn 


$ 2. Die Anmeldung der in x 1 bezeichneten Wertpapiere u N | 


beim Reichsfinangministerium, Stelle für auslandiihe Wert- 
papiere, Berlin W., Botsdameritraße 122 b, die Anmeldung der 


übrigen in S 1 bezeichneten Gegenstände bei dem Keipsfommillar % 


für Nuslandsihäden, Urfundenanmeldeitelle, in Berlin-Zehlen- 
Dorf-Mitte, Am Urban, zu erfolgen. | 


8 3. Sedermann ift auf Erfordern des Neichsfommillars für 
Auslandsjchäden oder der bezeichneten Stelle für ausländiige 
Wertpapiere verpflichtet, binnen einer von Diejen fejtzujeßenden 
TSstilt eine Erflarung darüber abzugeben, ob bei ihm die VBoraus- 
fegung der Anmeldepflicht vorliegt, jomwie eine abgegebene Er- 
Härung oder Anmeldung durch nähere Auskunft zu ergänzen. 


8 4. Die bei den in 8 2 bezeichneten Stellen tätigen Berjonen 
jind vorbehaltlich der dienstlichen Verichterftattung oder der An- 
zeige von Gejeßmwidrigfeiten verpflichtet, über die in Ausübung 
diefer Tätigkeit zu ihrer Kenntni fommenden Geichaftsverhält- 
nille der Beteiligten Verjchiwiegenheit zur beobachten. Sie find 
ferner verpflichtet, alle auf ihre Tätigkeit bezügliden Aufzeig- 
nungen und Abfchriften bei Beendigung ihrer Tätigfeit an den 
Neihsfommmiflar für Auslandsihäden auszuhandigen, 


8 5. Die na S 1 anzimmeldenden Gegenstände, Die Wert- 


papiere einjchließlich der noch nicht fälligen Zins- und Gewinn ° 


anteiljcheine,. werden mit dem Snfrafttreten Diefer Befannt- 
madung bejchlagnahmt. Die Beichlagnahme eritredt ji nicht 
auf Wertpapiere, Die vor dem Sinfrafttreten Ddiejer Befannt- 
madhung ausgeloft worden find, | 

Die Beichlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme von 
Deränderungen an den von der Beichlagnahme betroffenen Gegen- 
ftanden verboten ift, und daß rehtsgeichaftlihe Verfügungen über 
lie ohne Zuftimmung der nad $ 2 für die Entgegennahme der 
Anmeldung zuftändigen Stelle verboten und nichtig find. Den 
rechtsgejchäftlihen Verfügungen ftehen Verfügungen gleich, die ° 


im Wege der Zivangspollitrefung oder Arreftuollgiehung erfolgen. 


S 6. Die näheren Beftimmungen über die Ausführung diefer 
Verordnung werden für Die in $ 1 bezeichneten Wertpapiere bon 
der Stelle für ausländiihe Wertpapiere, für die übrigen in 5 1 
bezeichneten Gegenstände vom. Reihsfommifjar für Ausland3- 
fehaden erlafien. | 

8 7. Zumiderhandlungen gegen 88 1 bi3 3 umd gegen 


8 5 werden gemäß $$ 10, 11 des Enteignungsgejeßes vom 31. Au- 


- guft 1919 (Neich8Gefekbl. ©. 1527) bei Vorfat, fofern nicht nad) 
allgemeinen Strafgejegen eine höhere Strafe verwirft ift, mit 
Gefängnis bis zu einem Sahr und mit Geldftrafe bis zu Hundert- 
taujend Mark oder mit einer diefer Strafen, bei Fahrläffigkeit 
mit Geldjtrafe bis zu zehntaufend Mark beftraft. 
Zumiderhandlungen gegen $ 4 werden gemäß $ 12 des Ent- 
eignungsgejeßes vom 31. Auguft 1919 (NReichs-Gefekbl. S. 1527) 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldftrafe bis zu 
fünfzehntaufend Mark oder mit einer diejer Strafen beftraft. 
88 Dieje Befanntmadung tritt mit dem Tage der Ver: 
fündigung in Kraft. 


Ausfühbrungsanmweifung des Reih3finanz- 
 mintfterium®. 

Auf Grund der SS 1, 2, 5, 6 der vom Reilhminifter für 
Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem KReich&minifter der 
Sinanzen erlaffenen Befanntmahung vom 12. Mai 1920 über 
die Anmeldung und Beichlagnahme von Urfunden und Wert- 
papieren aus Anlaß der Durchführung der Beitimmungen des 
S8 10 Abjat 1 der Alnlage zu Artikel 298 des Friedenspertrages 
wird folgendes bejtimmt: 

| I, Inmeldung: 
1. Bei der unterzeichneten Stelle find anzumelden: Aktien, 
Senußicheine, Kure, ISnterimsfcheine und andere Wertpapiere, 
Durch Die eine Beteiligung an einem Unternehmen verbrieft wird, 
einjchließlich der Zeugnifje über die Beteiligung (Zertifikate), jo: 
twie auf den Inhaber lautende oder durch Indofjament übertrag- 
bare Schuldverschreibungen oder andere vertretbare Wertpapiere, 
jofern fie von Gelellfchaften ausgegeben find, Die zur Zeit des 


„Sufrafttretend des Triedensvertrags ihren Sit in dem Gebiet 


folgender Mächte hatten und gemäß dem Recht der beteiligten 
Macht zugelafien waren: Britifcheg NReih, Tranfreih, Stalien, 
Sapan, Belgien, Bolivien, Brafilien, Guatemala, Peru, Bolen, 
Siam, Tiheho-Slomwafei,- Uruguay, Kuba, Serbiich-Kroatijch- 
Slomwentifcher Staat, Griechenland, Bortugal, einjchließlich der 
Kolonien, Beligungen und Proteftoratsländer Ddiefer Staaten. 
Der Friedensvertrag ist in Kraft getreten im Verhältnis au: dem 
Britiihen Neid, Frankreich, Italien, Japan, Belgien, Balivien, 
Brafilien, Guatemala, Beru, Polen, Siam, der Tichecho-Slotvafeı 
und Uruguay am 10. Ianıtar 1920, dem Serbiih-Kroatiich- 
SlIoweniihen Staat am 10. Tebruar 1920, Kuba am 8. Marz 
1920,. Griechenland am 30. März 1920, Bortugal am 8. April 
1920. 


Sofeph, RBeihlagnahme | 1 4 


 Beitimmungen übergebenen und von ihnen entgegengenommenen 


unterliegen die aus der Anlage 1 erfichtlichen Wbertpapiernutiungen 


dem SInfrafttreten der Befanntmadhung vom 12, Mai 1920 be 


na 
Der Inmelbung unterliegen nit: 


dem Inkrafttreten der onen Dom Br 
1920 fällig gewordene oder vor diefem Termin = 
‚oder zur Rüdzahlung gefünigte etüde 0 


oder In Diejen Staaten belegene Gemeinden 2 anı 

öffentlich-rectliche Körperfchaften als Schuldneer haften 

c) Wertpapiere, die Jich auf Güter, Rechte und Interefjfen i 

den Durch den. Friedensvertrag abgetretenen deutjch 
 Neichs- und Schubgebieten beziehen, 

d) Wertpapiere, die ji) zur Zeit Des Inkrafttreten des Trie- 


des Gebietes diefer Macht befanden, 
e) Wertpapiere, die nach Infrafttreten Des Zeichens 

mit der beteiligten Macht nadhmeislih aus en 
in deutiches Eigentum übergegangen Sind. 


2. Von den an deutfchen Börjen amtlich notierten Merten 


der Anmeldung: 


3. Der Eigentümer hat die Wertpapiere durch Bermitthun 
einer inländiihen Bank oder eines inländiichen Banfiers oder 
einer Neichsbanfanitalt anzumelden und zwar unter Anmwendum: 
der bei den Reidsbanfanftalten erhältlichen Vordrucke nach Mufteı 
B (Ilnlage 2)*). Der Eigentümer hat die Anmeldung zu unter 
ihreiben und dabei die Verfiherung abzugeben, daß er jeine An: 
gaben nach beitem Wilfen und Gewiljen gemadt habe. 


4. Die unter 3 bezeichneten Banken und Bankiers (Ein. 
reihungsftellen) find verpflichtet, die ihnen in Ausführung diefer 


Anmeldungen foiwie die Anmeldungen ihrer eigenen Beitände an 
die unterzeichnete Stelle auf Anfordern weiterzuleiten und au 
jonjt mit. den Anmeldungen nad den el. der unter. 
zeichneten Stelle zu verfahren. 


Zieferungsgejdäfte ie 
5. Die nad) Nummer 1 anzumeldenden Wertpapiere find mit 


ihlagnahmt. Die Beihlagnahme erjtrecdt Jih auf Die noch nit 
fälligen Zins- und Gewinnanteilicheine. Ä 


6. Soweit rechtsgeichäftliche Verpflichtungen über Stüde der. 
der Anmeldung unterliegenden BD nach ls h 


er 


NA EL 


- — frafttreten der Befanntmadhung vom 12. Mai 1920 zur Erfüllung 
und Abwicklung Schivebender Lieferungsgejchäfte erforderlich find, 
it unverzüglich, jedoch jpateiteng innerhalb 2 Wochen nach Sn- 
frafttreten der Befanntmahung vom 12, Mai 1920, die Ge: 
nehmigung der unterzeichneten Stelle einzuholen. 
| Someit es jih um die Erfüllung und Abwicklung jchtwebender 
 Rieferungsgeichäfte an Deutichen Börfen handelt, bleibt vorbe- 
halten, den Börjenvorftänden auf ihren Antrag eine allgemeine 
Ermächtigung zur Regelung diefer Geichäfte zu erteilen, 


* 


Dezüglid der amtlid nicht notierten Wert- 
> papiere wird in der Inlage I zu der Ausführungsanmweifung 
des NReihsfinangzminifterrums auf Ziffer 1 der Nusführungs- 
antveijung jelbit verwiejen. Das 
Berzeihnis der an deutfhen Börsen amtlid 
notierten und Der Beihlagnahme unter- 
lregennen Dertpapıiere 
führt folgende Wertpapiere auf: 
L, Britiies Reid: 
51% % YAmelia Nitrate En. Ltd. ObL, 
NRolario Nitrate Eo. Ltd., Aktien, 
St. Bauli Brewery ordY. Tl. 
4 % St. Bauli Brewery ObL, 
St. Bali Brewery preferred Ih]., 
Canada Bacific Shares, 
South Weit Africa Th Limited Shares. 
stattet: 


- Stalleniiche Merivional a Gel. Aktien, 
Stalieniiche Mittelmeer Eifenbahn Gef. Aktien, 
Sardiniiche Sefundärbahn Aktien, 
Banca Comerciale Staliana Aktien. 
III, Belgien: 

Batıque centrale Alnverjoife ©. V. Aktien, 
Banque de Bruxelles ©. A. Aktien, 
®. A. Sohn Coferill. Seraing 4 % DObl,, 
&Commerz-Banf in Warihau Aktien, 
Handel3banf in Xodz Aktien, 
Lodzer Fabrit Eifend. Gel. in Warihau 4 % Iteuerfr. Prior. 

Anl. v. 1901, ; 
Warichauer Disfonto-Banf in Warihau Aktien. 


’ 


Vv‚Tidhedo- Biomare 


Montan und ISnduftrialiverfe vorm. Joh. Dav, Stark in Unter: nn N 


‚reihenau, 

Buschtehrader Eijenbahn Brag Aktien Lit. A, 
Bujchtehrader Eifenbahn Brag Aktien Lit. B, 
Bujchtehrader Eijenbahn Prag Aitien 4 Anl. v. 1896, 
Prag Durer Eitenb, in Prag, Priorität3aftien, 
Prag Durer Eifenbahn in Prag, Stammalftien, 
Yußig Tepliber Eijenb, Aktien, 
Yukig Tepliter Eifenb. Genußiceine, 
Aukig Tepliker Eijenb. 3% % Ol. v. 1896, - 
Yußig Tepliger Eijend. 4 % Obl. vd. 1909, 

4 % EB UOUR Zonmwaren Obl. 


* 


. 


un tsurlit über deutjhe Interejsen 0 
Ententegebiet. 


Das folgende Gejek, betreffend Ausfunftspflicht über Beutiche 
Güter, Rechte und Interefjen im Gebiete der alliierten oder ajjogie 
ierten Mächte aus Anlaf der Durchführung der Beitimmung des 
$ 10 Abf. 2 der Anlage zu Artifel 298 des Triedenspertragg 
(Ausfunftspflichtgejeß) vom 8. Mai 1920 it gejtern im Neichs- 
Anzeiger zur rehtsfräftigen Publikation gelangt. 

Die verfafjunggebende Deutiche Nationalverfanmlung Hat 


das folgende Gejek beichlofen, das mit Zujtimmung des Neichs- | i % 


tatS hiermit verfiindet wird. 


$ 1. Der Reicheminifter für Wiederaufbau fowie die von 
ihm beitimmten Stellen find berechtigt jede für erforderlich er- 


achtete Auskunft zu verlangen über Güter, Rechte und Interefen 


Deuticher Neihsangehöriger im Gebiete der alliierten oder afjozi- 
ierten Mächte, einichlieglich ihrer Kolonien, Befikungen und PBro- 
teftorat3lander. 
| Die Verpflichtung zur Erteilung der Ausfunft erjtredt fi 
auch auf alle Gejchäfte, Die in bezug auf die im Abf. 1 bezeichneten 
Güter, Rechte und Interefen feit dem 1. Suli 1914 vorgenommen 
torden jind, insbejondere Beräukerungen, Belaftungen und Ber- 
pfändungen. | 
Die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft eritredkt ich 
nit auf Güter, echte und Snterejjen, die nach dem 10. Januar 
1920 von einem Ausländer auf einen deutichen Neihsangehörigen ; 
übergegangen jind. 
Das Ergebnis der Ausfünfte darf nit zu jteuerlichen 
Ameden herivendet werden, 


A 


8 2. Zur Musfunft find verpflichtet: 

1. deutfche NReihsangehörige, die Eigentümer, Befiker oder 
Inhaber der im 8 1 bezeichneten Gegenjtande Jind oder feit dem 
1. Suli 1914 gemwejen Jind, 

2. Ddeutjche Neichdangehörige, Die al8 Pfandgläubiger oder 
aus einem anderen NRechtsgrund zur Verfügung über einen diejer 
Gegenjtände berechtigt Jind oder jeit dem 1. Juli 1914 gewesen find. 

Den in Nr. 1 und 2 bezeichneten Ausfunftspflichtigen stehen 
ihre gejeglichen Vertreter jowie die Verwalter von Vermögens: 
majjen und jonjtige Verfügungsberedhtigte gleich. 

S 3. Die Auskunft fann durch öffentlihe Befanntmadhung 
oder Dur} Ilnfrage bei den einzelnen zur NMusfunft Verpflichteten 
erfordert werden. 

S 4. Wer vorjätlich die erforderte Auskunft nicht oder nicht 
in der gejeßten riit erteilt oder eine unrichtige oder unvollftändige 
Auskunft gibt, wird mit Gefängnis bis zu jehs Monaten umd 
mit Geldftrafe bis zu zehntaufend Marf oder mit einer Diejer 
Strafen beitraft. 

Wer fahrläaflig die erforderte Nusfunft nicht oder nicht in der 
gejetten Stift erteilt oder eine unrichtige oder unvollfitändige Nu$- 
funft gibt, wird mit Gelditrafe bi3 zu 3000 Marf beitraft. 

$ 5. Der ReihSminifter für Wiederaufbau erläßt die Be- 
ftimmungen zur Ausführung des Gefeke3. 

8 6. Das Gefeß tritt mit dem Tage der Verfündung in Kraft. 


a e a | 
a  ....Nusgabe der nn, Verlogsgef haft 
ee. 0 Politif und Gefchichte, © m. u ) 
re fottenburg 1919. 
Auswärtiges Amt. Denkiihrift über die Ausnahmen jeb 
Ay ‚. „bDeutiche ‚Bripatredhte | in De Ira 
N Rußland. 
N . Satbhmidt Bander. Die Rechte rinnen. im 
M unter bejonderer Veriehitinun 
delsrechtlihen DE ie 


\  Heilberg, | Die privatrechtlichen 

N ll SrieDsnsbertragen | 
we Dr. % Say. + Die privaten Rechte und Suter 
a . | Triedensvertrage. | 

Koch. Y Handelsfrieg und Wirtigafts al 

Bi ei Sena 1917. 1: . 
mo aaslenafn.. Die Eintvirfungen des Sriebens 
I gu sbribalrenle  ı.. u 
I oolkeuberg,  .. Der Krieg und das sewerötie { 

Leipziger Yeitichrift 15.107. 

. Obie. Nom Dankatenip Ir IE. tn Ks 
Sebba. . Die Behandlung der vor. Arie gsausbru 


N “ Bi gejchloffenen Verträge mit feindii S Aus: 


Bi Verkehrsmwiflenichaft 1917. a an 

eich, Der Wirtihaftsfrieg uf. 3, Abt. Dab 
DBearb. dv. Leo Ulrich, Sena 1917. 

Der Wirtfiaftstricn. Die Maßnahmen und Beitimmung: 
u. ‚feindlichen Auslandes sur Befämpfu 


a ftitut für Seeverkeht amd Beltvirtfe 
RL N u Teilen.) 

a Ms nu .. Albteiling 1% England, Abteilung 3 
| | N Abteilung 4: Srankreih. 
Beute Berlagsgeielihaftt a 
Re m Gejchichte. Der Dotentampf um ben Fr 
Derfailles. 
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Bnlommenfleiet-@eieh 


bon 
Karl Kudn 
Geh. Reg.-Rat u. vortragender Rat im Reichsfinangminifterium 
 Breis eiwa 12 M 


Erin: Not zwingt zu gemeinfamem Handeln, 

und diejes gemeinfame Handeln fann nur in der 

: Einführung einer im ganzen Deutjchen Reiche nach gleichen 

: ° G&rtundfäßen zu veranlagenden, mit gleichen Gäßen zu er- 

:  hebenden und jeden Gteuerpflichtigen daher gleichmäßig : 
nach jeiner Leiftungsfähigfeit treffenden allgemeinen Ein- : 
fommenjteuer beftehen. Eine Reihe bewährter materiell- : 
rechtlicher Borfchriften hat der Entwurf aus den einzel- 
jtaatlichen Gejegen übernommen. Auf der anderen Geite 
ift er jedoch gesivungen, im Intereffe der erforderlichen Aus- 
jchöpfung der Quellen bis zum Ääußerften durch eine 
meite Safjung des Einfommensbegriffs und durch hohe 

: Gteuerfäße neue "Bahnen zu bejchreiten. Der DBerfaffer 

:- it Neferent für die Materie im Reichsfinanzminifterium 

: und hat in allen Bhafen der Entjtehung und Durch- 

beratung an dem Buftandefommen des Gejeges mitgeivirft. 


Entwurf mit Begründung 1,80 M — Ertragsberecdnung 
für die Reichseinfommenfteuer 0,40 M — Bericht 2,50 M 


Sefeb über das Reichsnotopfer 


Dr. jur. et rer. pol. 9. Höpfer 
Reg.- u. Bolfswirtich.-Nat, Referent im Reichsfinanzminifterium 
Breis etwa 8 M 


ins der einjchneidendften der neuen Gteuergejeße ift 
das Gejet Über das PReichsnotopfer: Den Gegen- 
: stand diejfes Gejetes bildet die Lberleitung eines Teiles 
: des Privatvermögens an das Mei. Der Reichweite 
: feiner Beftimmungen entjpricht der Abnehmerfreis. Nicht 
nur Gteuerbehörden, Handel und ISnöuftrie, fondern jeder 
Brivatmann hat das größte Intereffe daran, das Gefet 
:  Fennenzulernen; fie werden das’Buch bevorzugen, das aus der 
:  Seder des Referenten im Reichsfinanzminifterium fommt. 
: Entwurf mit Begründung 1,20 M — Bericht 1,20 m RER: 
Anlagen zum Bericht 1 M : 


ÜRTIEKILIILKELIIRTIITILLLIKIT GT 


INE LIRHAHY I IF 


ELIIIKIKIIIIEKIISEILDIKEKEILEIKIIKKEKIHIK IKK ERIELITEEITLIIIIIIIIKIKIEKITILITITILIEICSCTCIEECKIECKKIEEEIIIIKEEIKEICCCIICECLIEII III III 
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ur ae 920 erfcheint: 


apital- I 
ertragsf teuer [| 


Don 


Dr. jur, et phil. Rudolf Dalberg 


Regierungsrat im Reichsfinnnzminifterium 


Preis kartoniert etwa ]2 Mark 


D‘ Kapitalertragsfteuer wird mit einem auf 1,4 Milliarden 

Marf veranfchlagten jährlihen Ertrag eine der größten 

Kinnahmequellen des Reiches darftellen. Die Befteuerung oem 

Art von Kapitalertrag mit 10%), wird tief in die wirtfihafe Bo 

lihen Derhältniffe eingreifen: fie wird jedem angehen, dee it 4 

Kapitalanlage irgendwelcher form zu tun hat. Steuerpflichtigen 

wie Steuerbehörden foll dur) das hiermit angezeigte Bud) 

die Möglichkeit gegeben werden, fi über die einzelnen m DB 

Betracht Fommienden gefeßlichen Dorfchriften und ihre Bedeutung : 

zuperläfftg zu unterrichten zum Swede reibungslofer prafificder U 

Durchführung des Gejebes. Vi: 

D: Ausgabe wird daher in erfter Tinte den Wortlaut des : 
Öefeßes und der dazu erlaffenen Ausführungsbeitimmungen : 

jowie der fonftigen in Betracht Fommenden gefeslihen Dor- 

Schriften enthalten, daneben aber auch zu diefen Dorfchriften 

Furze jachdienliche, der praftifhen Anwendung dienende Er- : 

läuterungen bringen von der Hand des bei den Dorarbeiten : 

wefentlich beteiligten Neferenten im Reichsfinanzminifterium. : 
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Entwurf mit Begründung 7,80, Bericht 2,45 m : 
Dorläufige Dollzugsanweijung, enthalten im dentral- : 
blatt für das Deutfdje Reich 7920 Mir. 77,150 M 


PICRKELELINTIRTIKINLERENTT 


a En San Heymanns Der in Berti 288, Mauerrape 104 na 


} Die Zinanzen der Sroßmächte | 
| . ...Deutichland, ‚Öfterreich, £ingarn, Stalien, ® eo 


 ‚Sranfreih, Rußland, -Sroßbritannien,. 
Dereinigte Gtaaten von Amerifa, Sapan 


u = Einei internationale finangftatiftifche Sn rfaahne 


‚von 


Dr. Zriedric). 3abn 


Ober- Regierungsrat 


% 2% ‚und 98 Seiten 8° nebft einem Zabelleniverf 
ji „von 47 Geiten. 1908 


 Breis 5 M + Aufihläge 


|  GStaatsichuldentiligung 
ae in den ‚größeren europäiichen und. M 
| deutichen Gtanten . 


Ein Beitrag zur Löfung der Frage 
. Zreie Schuldentilaung 
DM oder Swangstilgung? 
GETS N BON 
| ‚Otto Schwarz 


‚Geh. Dber- Zinanzrat 
90 Geiten 8°. 1896 
 Breis 2 M + Aufihläge 


Die Entwidlung ae 

| Distontpoltfor anfen England i 

| i ‚1780-1850 © 
“ Dr. Beer Arch 

, % X und 279 Geiten 8°. 1916 \ Ra 

Breis 6 Mm, har o M, Sau die > Ubtichen. Aluffetäge ® 
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. Eine Aiutzeieng der RR ve er 
 Kreditanfpannung um Sedumnmf —1- 
‘ auf Preisniveau und Dalutoftond® A 
‚Zweite duzchgejehene und vermehrte Auflage von Bi u‘ 
Dr. jur. et phil. Rudolf Dalber, I 

Regierungsent im Reihsfinanzminifterium Me " } 
VI und 115 Zeiten Oktap a “ 3 li 
Ladenpreis sm und Teuerungsnuffchlag 


2 u  Befpreduungen: | N 
= Auf Br feiner Unterfuchnngen, denen eine f Baue a u Ex 
:  Gründlihfeit nicht abzufpreden ift, und die von fehr guter Er- 
faffung der Lage zeugen, gibt Dalberg eine Reihe von Gefichtspunkten 
zur Regelung vunjerer DOlpapnllf die m ee Binfidt ernfte Auf 
merffamfeit verdienen . ... (Eimmdel und Iuduftiie 
Das Bud ift ein hrrtnöller eiteas gie £öfung der Währungs- 
‚trage nadı dem Kriege; es gibt jedem, der ar mit diefem Problem: 
‚befchäftigt, Anregungen... .. „(Berliner Tageblatt) 
Ein Teil von den Ausführungen Bendigens, Beireftend die „Inflation 
wird widerlegt in einer intereffanten Schrift „Die Entwertung des 
Geldes” von Dr, Rudolf ‚Dalberg, dem-Derfäffer von dem befannten Wert 
„Die. Entthronung- des Goldes‘. Die neue Schrift von Dalberg it zu 
einem großen Teil einer Kritik der Onantitäts- und Inflationstheorten 
: gewidmet, Dalberg ftellt ‚in verdienftlicher Weife ins techte Sicht, daß das 
: Geld im engeren Sinne eine fehr untergeordnete Rolle fpielt im öfonomifchen 
:  £eben, welches in viel größerem Mage dem Einfluß des Kredits unterliegt. 
Die Derminderung des Geldöwertes ift denn aud nad Dalberg nicht eine 
Ei  Solge der Dermehrung der Gelömenge, jondern einer anal hi 
:  Kredits mit der folge der Ausgabe der Kriegsanleihen, welde 2 
:  Kauffeaft geihaffen haben, Mlöglihermweife ift es zum. Teil en SR 
M: Betrachtungen. zuzufchreiben, daf die Derfendung von „Die Entwertung 

: des Geldes’ nah dem. Ausland onfänglid ridht zugeftanden : 

== mat, | (Allgemeen Handelsbind, Funftedam) 
‚Das Bud wird ficgerlich in wehten An) en des Dolfes regem Intereffie MB 
begegnen, da es eine, der, ‚au Seit EERD RAIN. ap En 
: behandelt. POearTtimd) Bo 
En... der Flar u a perftändtie Behulkende Särift. Be Be 
BA he N Br 


